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Sehr geehrte Damen und Herren,
 
das Jahr 2013 stand im Zeichen besonders 
niedriger Zinsen. Der Zinssatz für Sparbücher 
lag im vergangenen Jahr bei unter +0,5%, eine 
Anleihe der Republik Österreich mit einer Lauf-
zeit von fünf Jahren erzielte eine Rendite von 
gerade einmal +1,2%, und der maximale Ga-
rantiezins von Versicherungen betrug +1,75%.

Es freut uns daher, dass wir in diesem extre-
men Niedrigzinsumfeld ein überdurchschnitt-
lich gutes Ergebnis für unsere Kunden erzielen 
konnten. Mit einer Durchschnittsperformance 
von +5,83% lag der Ertrag nicht nur weit über 
dem generellen Zinsniveau, er lag auch über 
dem Branchenschnitt der Pensionskassen.

Wir gehen davon aus, dass diese Niedrigzins-
phase noch einige Jahre anhalten wird. Umso 
wichtiger ist es, die Veranlagung in betriebli-
chen Altersvorsorgemodellen flexibel und dy-

namisch zu halten. Anlagekategorien mit Er-
tragspotenzial zu meiden und damit scheinbar 
auf Nummer sicher zu gehen würde im derzei-
tigen wirtschaftlichen Umfeld zu Pensionsre-
duktionen führen. Die VBV bekennt sich da-
her im Interesse ihrer Kunden zu einem akti-
ven und ertragsorientierten Veranlagungsstil.

Bei den derzeitigen Rahmenbedingungen hat 
sich besonders das VBV-Lebensphasenmodell 
bewährt, das den Anwartschaftsberechtig-
ten die Möglichkeit gibt, ihr Risiko-Ertrags-
Verhältnis selbst zu wählen sowie bei geän-
derten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
in ein anderes Veranlagungsprofil zu wech-
seln. Im VBV-Lebensphasenmodell haben wir 
in den letzten fünf Jahren einen Ertrag zwi-
schen 4% jährlich im konservativen Portfolio 
und 6% jährlich im dynamischen Portfolio er-
wirtschaftet. Diese positive Entwicklung war mit entschei-

dend dafür, dass wir auch im vergangenen 
Jahr wieder namhafte Unternehmen für das 
VBV-Lebensphasenmodell gewinnen konn-
ten. Neben Neukunden haben aber auch ei-
nige große Bestandskunden ihre betriebliche 
Altersvorsorge auf das Lebensphasenmodell 
umgestellt. Damit hat die VBV ihre führen-
de Position bei Lebensphasenmodellen, aber 
auch insgesamt ausgebaut.

Die Zahl der Anwartschafts- und Leistungsbe-
rechtigten stieg im Jahr 2013 auf rund 279.000 

Personen, das veranlagte Vermögen wuchs auf 
über 5,37 Mrd. Euro. Somit bleibt die VBV die 
größte heimische Pensionskasse. 

Zu verdanken haben wir diese erfreuliche Ent-
wicklung den langjährigen guten Beziehun-
gen zu unseren Kunden. Um diese Partner-
schaften zu festigen, werden wir den Weg ei-
ner offenen Geschäfts- und Informationspoli-
tik auch in den nächsten Jahren konsequent 
weitergehen und dem Ziel einer weiteren Stei-
gerung der Kundenzufriedenheit höchste Pri-
orität geben. 

„Die Kundenzufriedenheit 
hat für die VBV höchste 
Priorität.“

„Unsere Performance 
lag 2013 weit über dem 
generellen Zinsniveau.“
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die VBV-Pensionskasse kann auch heuer wie-
der auf ein erfolgreiches Jahr zurückblicken. 
Mit einer Durchschnittsperformance von 
+5,83% lag die VBV deutlich über dem Bran-
chendurchschnitt. Dieses Ergebnis ist insbe-
sondere in Anbetracht des niedrigen Zinsum-
felds bemerkenswert und wird dabei helfen, 
den hohen Erwartungen an eine ertragrei-
che Pensionsvorsorge nachhaltig gerecht zu 
werden. Noch wichtiger als dieses Spitzener-
gebnis im letzten Jahr ist aber ein langfristig 
guter Ertrag. Auch hier trägt die konsequen-
te Arbeit der letzten Jahre Früchte: Viele der 
Veranlagungsgemeinschaften gehören auch 
im Fünf- und Drei-Jahres-Vergleich zu den 
besten der Pensionskassenbranche. 

Neben den guten Ergebnissen in der Veran-
lagung ist aber auch die Kommunikation des 
komplexen Themas betriebliche Altersvorsor-
ge wichtig. Nur wenn die Berechtigten eines 
Pensionskassenmodells ihre Pensionszusage 
kennen und die Zusammenhänge verstehen, 
können sie die Vorteile ihrer Pensionsvorsor-
ge schätzen. Die VBV-Pensionskasse ist daher 
weiterhin aufgerufen, alles zu unternehmen, 
um das Thema Pensionskasse offen und sach-
lich zu kommunizieren.

Als besonders positive Beispiele einer sach-
lichen Informationspolitik können die Grün-
dung einer unabhängigen Ombudsstelle und 
der 2013 im Internet zur Verfügung gestell-
te Vergleichsrechner für die Wechselmöglich-
keiten der Pensionisten genannt werden. Die-
se Maßnahmen wurden auch vonseiten der 
Seniorenverbände sehr begrüßt. So wurde 
der Vergleichsrechner sogar vom Pensionis-
tenverband zur Information der eigenen Mit-
glieder übernommen.  

Sachliche Informationen und kompetente 
Beratung werden das Vertrauen der Anwart-
schafts- und Leistungsberechtigten in die be-
triebliche Altersvorsorge weiter stärken und 
die Kundenzufriedenheit erhöhen. Sowohl für 
die durch die Novelle des Pensionskassenge-
setzes notwendig gewordene intensivere Be-
ratungstätigkeit als auch für das überdurch-
schnittliche Veranlagungsergebnis möchte 
ich mich als Vorsitzender des Aufsichtsrates 
bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der VBV herzlich bedanken und sie gleichzei-
tig ermutigen, sich weiterhin mit vollem En-
gagement den zukünftigen Herausforderun-
gen zu stellen.

Mag. Markus Posch
Vorsitzender des Aufsichtsrates



8 9

LA
GE

BE
RI

CH
T

LAGEBERICHT
Entwicklung des Pensionskassenmarktes

LA
GE

BE
RI

CH
T

Quelle: FMA0

200000

400000

600000

800000

1000000

2011

100.000

300.000

500.000

700.000

0

AWB LB

Personen

2012 2013

720.649 743.612

76.497

Anzahl AWB und LB aller Pensionskassen

900.000

71.322

754.571

80.557

Quelle: FMA0

5

10

15

20
a

2013201220110 2011

5

10

15

Mrd. Euro

2012 2013

14,76 Mrd.
Euro

16,28 Mrd.
Euro

Verwaltetes Vermögen aller Pensionskassen

20

17,38 Mrd.
Euro

Das abgelaufene Geschäftsjahr war von der 
PKG-Novelle, die mit 1.1.2013 in Kraft trat, 
geprägt.

Einen erheblichen organisatorischen Auf-
wand verursachte die mit 31.10. befristete Op-
tionsmöglichkeit für LB, entweder einen nied-
rigeren Rechnungszins zu wählen oder in ei-
ne BKV zu wechseln. Allerdings wurde diese 
Möglichkeit nur von einem sehr kleinen Teil 
der LB in Anspruch genommen. Gerade mal 
2,2% wechselten in eine BKV, 0,4% wechsel-
ten den Rechnungszins. Damit blieben 97,8% 
der LB in der VBV. Ausschlaggebend für die 
geringe Wechselrate waren die in der VBV 
deutlich höheren Pensionsleistungen. 

Auch die aufgrund der PKG-Novelle ermög-
lichte Durchlässigkeit bei den Durchfüh-
rungswegen in der betrieblichen Altersvor-
sorge spielte im abgelaufenen Geschäftsjahr 
kaum eine Rolle. Sowohl bei den Verträgen 
mit den Arbeitgebern als auch bei der Anzahl 
der AWB und LB ist eine stabile Aufwärtsent-
wicklung festzustellen.

Die neue Möglichkeit zur Bildung von Sub-
VGen – mit unterschiedlichen Veranlagungs-
strategien – innerhalb einer VRG hat die VBV 
zum weiteren Ausbau des Lebensphasenmo-
dells und zur Straffung der VRG-Struktur ge-
nutzt. Durch die Zusammenlegung der Le-
bensphasen-VRGen in eine VRG 100 konn-
te beim versicherungstechnischen Ergebnis 
ein verbesserter Ausgleich erreicht werden. 

Die Anzahl der VRGen hat sich infolge dieser 
Maßnahme von 48 auf 39 reduziert. Die Kon-
zentration auf weniger VRGen bewirkt eine 
Verbesserung bei den internen Abläufen und 
schafft Ressourcen, um wichtige Entschei-
dungen rascher und effizienter umsetzen zu 
können. Die VRG 100 steht sowohl neuen 
Kunden als auch Bestandskunden zur Umset-
zung eines Lebensphasenmodells offen. 2013 
sind 13 langjährige Bestandskunden in dieses 
neue Lebensphasenmodell gewechselt.

Durch die PKG-Novelle wurde auch eine Si-
cherheits-VRG mit garantierter Anfangspen-
sion in der VBV umgesetzt. Dieses neue Ga-
rantieprodukt rundet das Gesamtspektrum 
beim Angebot ab. Die VBV positioniert sich 
damit auf dem Markt als Anbieter, der von ei-
ner dynamischen, ertragsorientierten Veran-
lagung bis hin zu einem Garantieprodukt un-
terschiedliche Lösungen anbietet. AWB kön-
nen diese Wahlmöglichkeit ohne zusätzliche 
Kosten nutzen und so ihre betriebliche Alters-
vorsorge an ihre persönliche Risikoneigung 
und ihren Veranlagungshorizont anpassen. 

Betriebliche Altersvorsorge bleibt ein wich-
tiges Thema. Nach dem Kollektivvertrag der 
IT-Branche wurde 2013 auch für Angestellte 
im Baugewerbe eine Öffnungsklausel für be-
triebliche Altersvorsorge vereinbart – ein Zei-
chen dafür, dass auch bei den Sozialpartnern 
das Bewusstsein für die Notwendigkeit eines 
weiteren Ausbaus der zweiten Säule der Pen-
sionsvorsorge zunimmt.

Der österreichische Pensionskassenmarkt hat 
sich nach drei konstanten Jahren um eine be-
triebliche Pensionskasse reduziert. Seit 2013 
gibt es acht überbetriebliche und acht betrieb-
liche Pensionskassen. Die Shell Austria Pen-
sionskasse AG hat das Vermögen ihrer AWB 
und LB mit Jahresbeginn 2013 auf eine über-
betriebliche Pensionskasse übertragen. 

Mit Ende 2013 waren rund 835.000 Personen 
in ein Pensionskassenmodell einbezogen. Ei-
ne Pensionsleistung aus einer Pensionskas-
se erhalten bereits über 80.000 Personen. Im 
Vergleich zum Vorjahr ist die Anzahl der LB 
um ca. 5% gestiegen. 

Die heimischen Pensionskassen konnten ein 
zweites sehr gutes Veranlagungsjahr in Fol-
ge verbuchen. Das verwaltete Vermögen für 
die AWB und LB beträgt Ende 2013 rund 

17,38 Mrd. Euro. Das entspricht einem Vermö-
genszuwachs gegenüber dem Vorjahr von über 
einer Milliarde Euro bzw. einem Plus von rund 
6,8%.
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Im Jahr 2013 verzeichnete die VBV einen Zu-
wachs an AWB von 247.370 im Vorjahr auf 
rund 250.000 Personen. Die Anzahl der LB 

stieg zeitgleich um ca. 7% auf über 28.500 
Personen (inklusive Konsortialpartner). 

Die VBV hat im Jahr 2013 ein Veranlagungs-
ergebnis über dem Branchendurchschnitt 
erzielt. Das veranlagte Vermögen der VBV-
Berechtigten stieg von 5,04 Mrd. Euro auf  

5,37 Mrd. Euro. Mit diesem Vermögenszu-
wachs von über 6% bleibt die VBV die größte 
Pensionskasse Österreichs. 

Im Kalenderjahr 2013 sind 1.910 Personen in 
Pension gegangen. Somit hat sich die Zahl der 
LB auf 22.804 per Jahresende erhöht (exklusi-
ve Konsortialpartner). Das bedeutet einen An-
stieg um 9%. Im Jahr 2013 betrugen die ab-
gerechneten Jahrespensionen rund 154 Mio. 
Euro. Im Vergleich dazu wurden 2012 rund 
144 Mio. Euro ausbezahlt. 

2013 lag der Schwerpunkt der Tätigkeit im 
Pensionsservice-Center auf der Umsetzung 
der Wechselmöglichkeiten für Pensionisten. 
LB konnten durch die PKG-Novelle einmalig 
die Option ausüben, innerhalb der Pensions-
kasse den Rechnungszins oder in eine BKV 
zu wechseln. 

Vom gesamten Pensionistenbestand der VBV 
zum Stichtag 31.10. haben 2,2% der LB ein 
Angebot einer Versicherung angenommen 
und sind in eine BKV gewechselt. Von den 
587 Wechselantragstellern wechselten somit 
494 Pensionisten aus dem Pensionskassen-
system in eine BKV, 93 änderten ihren Rech-
nungszins innerhalb der Pensionskasse. Der 
überwiegende Teil der LB ist somit in der VBV 
verblieben. Die nachstehende Grafik zeigt die 
Bestandsverteilung nach dem Wechselstich-
tag im Detail. 

Ein weiterer Schwerpunkt lag bei der Infor-
mation über die Möglichkeit eines Verzichts 
auf die Schwankungsrückstellung. LB können 
unter gewissen gesetzlich definierten Voraus-
setzungen bis Ende Oktober 2014 auf die Do-
tierung einer Schwankungsrückstellung in-
dividuell verzichten. Mit Stichtag 31.12.2013 
haben 1.205 LB diese Möglichkeit in An-
spruch genommen. 

Die neuen gesetzlichen Möglichkeiten für LB 
führten im abgelaufenen Jahr zu einem hohen 
Beratungsaufwand. Die VBV hat das Service 
sowohl am Telefon als auch im Internet ver-
stärkt, um LB eine optimale Hilfestellung ge-
ben zu können. Zusätzliche Serviceleistungen 
rund um die Novelle wurden in Form eines 
Kalkulators im Internet und mehrerer Son-
dernewsletter angeboten. Weiters wurde eine 
Kontaktmöglichkeit zu einem unabhängigen 
VBV-Ombudsmann für LB eröffnet und die 
Möglichkeit persönlicher Beratungstermine 
beim VBV – Pensionsservice-Center ausge-
baut. In Summe wurden über die gesetzlichen 
Auflagen hinaus rund 6.300 Zusatzinforma-
tionsunterlagen an Pensionisten ausgegeben. 
28 Veranstaltungen für LB in ganz Österreich 
rundeten das Serviceangebot der VBV ab. 

Wechsel der LB

2,2% wechselten in eine Versicherung 

0,4% haben den Rechnungszins gewechselt

97,4% sind im bestehenden VBV-
Pensionskassenmodell verblieben
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2013 – ein weiteres überdurchschnittlich gutes Veranlagungsjahr
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Das Jahr 2013 war – wie schon 2012 – für 
Kunden und Berechtigte der VBV ein über-
durchschnittlich gutes Veranlagungsjahr. Mit 
einem Veranlagungsertrag laut OeKB von 
+5,83% im Durchschnitt über alle VRGen 
konnten die passivseitigen Ertragsziele – das 
sind im Wesentlichen der Rechnungszins und 
das versicherungstechnische Ergebnis – in 
den meisten VRGen erreicht oder überschrit-
ten werden. 

2013 war auch im Vergleich zur Gesamtbran-
che ein sehr gutes Jahr, weil das Veranla-
gungsergebnis der VBV insgesamt um 0,7% 
über dem Branchendurchschnitt lag. Beson-
ders die VRGen mit hohen Rechnungszin-
sen und einer damit verbundenen dynami-
schen Veranlagung lagen mit durchschnitt-
lich +6,8% Veranlagungsertrag um 1,7 Pro-
zentpunkte (170 Basispunkte) sehr deutlich 
über dem Branchendurchschnitt. Viele AWB 
und LB in VRGen mit ausgewogenen Veran-
lagungsprofilen konnten sich ebenfalls über 
eine überdurchschnittlich gute Performance 
freuen.

Das Börsenjahr 2013 
Der Start ins Jahr 2013 war gut, und die 
Aktien- und Anleihenmärkte konnten den 
Schwung aus dem Jahr 2012 mitnehmen. Das 
marktbestimmende Thema war auch im ab-
gelaufenen Jahr Europa. Die budgetäre und 
wirtschaftliche Situation der einzelnen Staa-
ten verbesserte sich zunehmend, speziell bei 
den südlichen Euroländern, wenn auch an-
fänglich das Wirtschaftswachstum noch auf 
sich warten ließ. In Europa verschob sich die 
Wirtschaftspolitik und besonders der Fokus 
der EZB deutlich von Austerität in Richtung 
Wachstum.

Die Staatsschuldenobergrenze in den USA 
und die damit zusammenhängende Angst vor 
einem Sturz vom sogenannten „fiscal cliff“ 
war schnell vergessen. Das anziehende Wirt-
schaftswachstum in den USA und die ex-
pansive Geldpolitik der US-Notenbank so-
wie Zinssenkungen der Bank of Japan und 
der EZB unterstützten weltweit Investitionen 
in ertragreiche Vermögenswerte. Bereits der 
Ausgang der italienischen Wahlen Anfang 
des Jahres und die Zypern-Krise im ersten 
Quartal zeigten sehr schnell, dass von Staats-
anleihen schwacher Euroländer keine Anste-
ckungsgefahr mehr ausgeht. 

2013 wird als das Jahr in Erinnerung bleiben, 
in dem die Angst vor einem Zusammenbre-
chen des Euro wieder verschwand. Die VBV 
hat sich einem Europessimismus nie ange-
schlossen und immer an ein Europa mit dem 
Euro als gemeinsamer Währung geglaubt. 
Diese Einschätzung hat sich für die Veranla-
gung als richtig erwiesen und sich positiv auf 
die Ergebnisse ausgewirkt. 

Die Entwicklung auf den Finanzmärkten ver-
lief bis in den Mai hinein relativ stabil – bis 
zur Ankündigung der US-Notenbank im Ju-
ni, die Anleihenkaufprogramme deutlich zu 
reduzieren (engl. „tapering“). Die Fed löste 
damit ein globales „Re-Pricing“ aller Finanz-
vermögenswerte aus. Der einsetzende „Ab-
verkauf“ betraf alle Assetklassen, besonders 
aber Rohstoffe und Emerging-Markets-Ver-
mögenswerte: Aktien, Anleihen und Währun-
gen der Emerging Markets trugen große und 
dauerhafte Schäden davon. Allerdings wurde 
die Fed sehr bald Opfer ihrer eigenen Courage, 
ruderte zunächst verbal zurück und kündigte 
in der September-Sitzung unerwartet an, die 
Anleihenkaufprogramme vorerst noch nicht 

herunterzufahren. Mit der Bestellung von Ja-
net Yellen als Nachfolgerin von Fed-Präsident 
Ben Bernanke erfolgte zum einen die Bestä-
tigung der noch sehr expansiven Fed-Politik, 
zum anderen wurde der Prozess der Rückkehr 
zu einer „normalen“ Notenbankpolitik in den 
USA eingeleitet. 

In Europa hat die EZB mit der Senkung ihres 
Leitzinses im November auf 0,25% deutlich 
signalisiert, dass sie noch länger als erwar-
tet an der Niedrigzinspolitik festhalten und 
konjunkturstützend wirken wird – steigende 
Zinsen rückten einmal mehr in weitere Ferne.

Europas „Peripherie“ rückt zurück ins 
Zentrum 
Im Bereich der Staatsanleihen zählten wie 
schon 2012 auch 2013 jene der europäischen 
Krisenländer Portugal, Irland, Spanien und 
Italien mit Abstand zu den stärksten Gewin-
nern. Dagegen erzielte man mit Anleihen der 
sicheren Kernländer, allen voran Deutsch-
lands, leichte Verluste.

Unternehmensanleihen profitierten weiterhin 
von der starken Nachfrage der Investoren, 
konnten aber nur mehr ein leicht positives 
Ergebnis erzielen. Die beste Wertentwicklung 
bei Unternehmensanleihen konnte wieder im 
High-Yield-Bereich erzielt werden (siehe Gra-
fik Seite 14).
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Performance Unternehmensanleihen 2013
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Veranlagung der VBV

Anleihen 
Bei Staatsanleihen hat die VBV vor allem in 
die „Euro-Peripherie“ investiert und die Emer-
ging Markets fast vollständig vermieden. Bei-
des hat wesentlich zum Erfolg der Anleihen-
veranlagung beigetragen – die VBV hat die 
Chancen in Europa genutzt. Die Unterstüt-
zung durch die EZB und das fehlende Fremd-
währungsrisiko waren ein klarer Vorteil ge-
genüber den „überlaufenen“ Emerging-Mar-
kets-Anleihen. Etwas weniger als in den Jah-
ren zuvor wurde in Unternehmensanleihen 
investiert. Die Veranlagung in Pfandbriefen 
wurde als Ersatz für Staatsanleihen im Euro-
Kern beibehalten. 

Aktien  
2013 war grundsätzlich ein gutes Aktienjahr, 
aber nicht für alle Aktienmärkte. Wie bei den 
Staatsanleihen waren auch bei Aktien große 
Unterschiede zwischen den entwickelten In-

dustrieländern und den Emerging Markets 
festzustellen (siehe Grafik Seite 15). Investo-
ren litten im Bereich der Emerging Markets 
unter zwei negativen Tendenzen: schwache 
Aktienkurse und zusätzliche Währungsver-
luste. Dies konnte sich 2013 teilweise sogar zu 
einer negativen Performance addieren. Wie 
auch auf der Anleihenseite hat die VBV rela-
tiv stark in europäische Aktien investiert und 
nur wenig in Aktien der Emerging Markets.

Rohstoffe
Die Rohstoffmärkte zeigten im vergangenen 
Jahr eine insgesamt negative Entwicklung, 
vor allem bei Gold kam es aufgrund massi-
ver Verkäufe durch Finanzinvestoren zu ei-
nem Preisrückgang um gut ein Drittel. Haup-
tursache war auch hier das angekündigte „Ta-
pering“ der Fed. Die VBV hat 2013 den Roh-
stoffbereich stark untergewichtet.

Aktien entwickelte Länder
Aktien Emerging Markets

-0,15

-0,10

-0,05

0,00

0,05

0,10

0,15

0,20

0,25

12/2012 01/2013 02/2013 03/2013 04/2013 05/2013 06/2013 07/2013 08/2013 09/2013 10/2013 11/2013 12/2013

0%

10%

15%

20%

25%

5%

-5%

-10%

-15%

Vergleich der Aktienmärkte: entwickelte Länder versus Emerging Markets 

Immobilien
Die Immobilienveranlagung entwickelte sich 
weitgehend planmäßig. Die Investitionen in 
Alterspflegeheime wurden weiter ausgebaut 
und stellen für die VBV einen geschäftspo-
litisch wie auch finanziell wichtigen Teil der 
Immobilienstrategie dar. Insgesamt zeigen 
sich aber auch hier die Effekte des 2013 stark 
gestiegenen Euro und des Niedrigzinsumfel-
des. 

Veranlagung der VBV 2013 sehr erfolgreich
Die Anlagestrategie der VBV erwies sich als 
richtig, die Anlageklassen Aktien und Anlei-
hen waren die tragenden Säulen einer über-
durchschnittlich guten Performance. Betrach-
tete man die möglichen Renditen vermeint-
lich „sicherer“ Anlagemöglichkeiten, musste 
man feststellen, dass die erzielbaren Renditen 
nicht einmal mehr die bereits stark gesunke-
nen Inflationsraten abdeckten. Ein Ende der 

andauernden globalen Niedrigzinspolitik war 
und ist nicht zu erwarten.

Defensive Veranlagung lag deutlich über 
dem derzeit höchstzulässigen Garantiezins 
Der Veranlagungsertrag von rund 4% in den 
defensiven VRGen zeigt, dass es 2013 eben-
so wie in den letzten fünf Jahren für Berech-
tigte ertragreicher war, in einer Pensionskas-
sen-VRG veranlagt zu sein als in einem ähn-
lichen privaten oder betrieblichen Garantie-
produkt. Eine „Garantieveranlagung“ bietet 
im derzeitigen Niedrigzinsumfeld zu geringe 
Ertragschancen und führt langfristig zu deut-
lich niedrigeren Pensionsleistungen.
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Risikomanagement

Risikopolitische Grundsätze
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Überdurchschnittliche Performance in 
Hochzins-VRGen
Die Performance der Hochzins-VRGen ist so-
wohl im Ein- als auch im Drei- und Fünf-
Jahres-Vergleich besser als der Schnitt aller 
überbetrieblichen VRGen. Aufgrund der ho-
hen Rechnungszinsen (bis zu 6,5%) sowie des 
hohen Anteils an LB stellen diese VRGen eine 
ganz besondere Herausforderung für die Ver-
anlagung dar, weil es gilt, den an sich unmög-
lichen Spagat zwischen hohem Ertrag und ge-
ringem Verlustrisiko einigermaßen zu bewäl-
tigen. In vier der letzten fünf Jahre ist dies der 
VBV sehr gut gelungen.

Langfristige Kapitalvermehrung
Die Veranlagungskonzepte der VBV haben 
sich in einem sehr turbulenten Börsenumfeld, 
das seit Jahren von einer globalen Niedrig-
zinspolitik geprägt ist, bestens bewährt. Die 
Lebensphasen-VRGen konnten das Pensions-
kapital in den letzten fünf Jahren in Abhän-
gigkeit vom Ertragsprofil um 22% bis 33% 
vermehren. Damit lag der durchschnittliche 
jährliche Anlageertrag zwischen +4% und 
+6%.

Ausblick 
Der Start ins Jahr 2014 ist – wenn auch tur-
bulent – bislang gut verlaufen. Viele ökono-
mische Indikatoren in Europa und den USA 
verbessern sich weiter, der Rückgang der Ren-
diten bei Staatsanleihen der südlichen Staa-
ten Europas wirkt als Multiplikator mehrfach 
positiv. Ein Zinsanstieg auf breiter Front ist 
nicht in Sicht, das Niedrigzinsumfeld besteht 
weiter. Reine Risikovermeidung ist in dieser 
Situation weiterhin keine sinnvolle Option, 
Chancen müssen für langfristig ausreichend 
hohe Ansparleistungen genutzt und Risiken 
kurzfristig aktiv gemanagt werden. 

Die Risikopolitik der VBV-Pensionskasse AG 
definiert Rahmenbedingungen, Aufgaben 
und Ziele des Risikomanagementprozesses 
und ist damit ein Kernelement der Anlagepo-
litik der Gesellschaft. 

Als Pensionskasse unterliegt die VBV entspre-
chenden Regelungen des PKG sowie beglei-
tender Verordnungen der FMA. Als kapitalge-
deckte Vorsorgeform befindet sich das Unter-
nehmen permanent in einem Spannungsfeld 
zwischen kurzfristigem Veranlagungserfolg 
und langfristigem Ansparprozess. Auf dieses 
Spannungsfeld müssen Veranlagung und Ri-
sikomanagement der VBV abgestimmt sein. 
Die jederzeit ausreichende Bereitstellung li-
quider Mittel, die Erzielung entsprechen-
der Erträge sowie die Erfüllung der gesetz-
lich vorgeschriebenen Mindestertragsgaran-
tie sind die zentralen Aufgaben des Veran-
lagungs- und Risikomanagements der VBV. 

Strategische Zielsetzung  
Kernbereiche jeder betrieblichen Vorsorge-
einrichtung sind die Vermögensveranlagung 
und das Veranlagungsrisikomanagement. 
Letzteres wurde in der VBV schon frühzeitig 
als eigener Bereich etabliert und in den letz-
ten Jahren konsequent zu einem umfassen-
den Risikomanagement für die gesamte Ge-
sellschaft ausgebaut. Veranlagungs- und Ri-
sikomanagement tragen gemeinsam mit wei-
teren Bereichen wie dem Aktuariat und der 
internen Revision ganz zentral zur Sicherstel-
lung der vertraglichen Leistungen bei.

Merkmale 
Der Bereich Risikomanagement bündelt ent-
sprechend den Aufgaben eines Asset-Liabi-
lity-Managements Fachwissen aus den Be-
reichen Veranlagung, Finanz- und Versiche-
rungsmathematik. Als eigenständiger Bereich 

gewährleistet das Risikomanagement nach 
den gesetzlichen Bestimmungen eine simul-
tane Aktiv-Passiv-Sicht.   

Prozess 
Als Basis für den Risikomanagementprozess 
gelten das Verständnis der VBV zu einzelnen 
Risikokategorien, die Festlegung der Risiko-
tragfähigkeit und die Bestimmung von Ziel-
größen. Der Prozess ist in der VBV als Re-
gelkreis festgelegt. Grundsätzlich müssen die 
einzelnen Risikokategorien sowohl für sich 
allein als auch in aggregierter Form betrach-
tet werden. Das gemeinsame Betrachten qua-
litativer und quantitativer Aspekte dient als 
Grundlage zur Bestimmung der Risikotragfä-
higkeit sowie zur Festlegung der Zielgrößen. 

Prozesstypische Elemente wie Risikoidenti-
fikation, -analyse, -bewertung, -steuerung, 
-überwachung und -dokumentation gewähr-
leisten einen strukturierten Ablauf. Die frist-
gerechte und regelmäßige Berichterstattung 
gegenüber den definierten Gremien liefert ei-
ne risikobasierte Entscheidungsgrundlage.

Der Risikomanagementprozess ist in einen 
kontinuierlichen Verbesserungsprozess ein-
gebettet. Dieser kontinuierliche Verbesse-
rungsprozess gewährleistet die Überwachung 
von getroffenen Maßnahmen auf Basis be-
reits umgesetzter Schritte und leistet gegebe-
nenfalls Anstoß für weitere Maßnahmen.  
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Aufteilung des Finanzvermögens 
zum 31.12.2013
nach Assetklassen

PK AG

Aktien Einzeltitel 0,00
EUR Staatsanleihen 77.411.328,12
EUR Bankanleihen 29.790.621,00
EUR Bankanleihen GGB* 11.359.955,00
EUR Corporates 9.182.702,50
EUR Pfandbriefe 11.971.370,00
EUR Ergänzungskapital 12.023.552,75
Darlehen 13.095.000,00
Cash 13.187.492,73
Gesamt 178.022.022,10

FMA Stressszenario 1 FMA Stressszenario 2 BAFIN RA25
Aufteilung des Finanzvermö-
gens zum 31.12.2013 
nach Assetklassen Stressrendite PK AG Stressrendite PK AG Stressrendite PK AG

Aktien Einzeltitel -40,00% 0,00 -20,00% 0,00 -20,00% 0,00
EUR Staatsanleihen -20,00% 61.929.062,50 -10,00% 69.670.195,31 -5,00% 73.540.761,71
EUR Bankanleihen -20,00% 23.832.496,80 -10,00% 26.811.558,90 -5,00% 28.301.089,95
EUR Bankanleihen GGB* -20,00% 9.087.964,00 -10,00% 10.223.959,50 -5,00% 10.791.957,25
EUR Corporates -20,00% 7.346.162,00 -10,00% 8.264.432,25 -5,00% 8.723.567,38
EUR Pfandbriefe -20,00% 9.577.096,00 -10,00% 10.774.233,00 -5,00% 11.372.801,50
EUR Ergänzungskapital -20,00% 9.618.842,20 -10,00% 10.821.197,48 -5,00% 11.422.375,11
Darlehen -5,00% 12.440.250,00 -15,00% 11.130.750,00 -5,00% 12.440.250,00

Cash 0,00 13.187.492,73 0,00 13.187.492,73 0,00 13.187.492,73

Gesamt 147.019.366,23 Gesamt 160.883.819,16 Gesamt 169.780.295,63

 
*GGB: government-guaranteed bond 
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Für die VBV können die Risiken in folgende 
Risikokategorien unterteilt werden
 
Marktrisiko
Marktrisiko bezeichnet die Gefahr, dass beste-
hende Vermögenswerte oder Aktiva aufgrund 
negativer Marktentwicklungen (z. B. Aktien-
kurse, Zinsentwicklung, Währungsschwan-
kungen) an Wert verlieren und so für den Ri-
sikoträger ein Verlust entsteht.   

Kreditrisiko 
Kreditrisiko bezeichnet die Gefahr, dass dem 
Kreditgeber (Risikoträger) dadurch ein Verlust 
entsteht, dass ein Kreditnehmer (z. B. durch 
Insolvenz) seine Zahlungsverpflichtungen 
nicht erfüllen kann.   

Liquiditätsrisiko 
Liquiditätsrisiko bezeichnet die Gefährdung 
von Kapital bzw. Gewinnen bei einer poten-
ziellen Unfähigkeit, die Zahlungsverpflich-
tungen zu erfüllen, ohne dabei hohe Verluste 
zu erleiden.   

Operationelle und technologische Risiken 
Unter operationellen Risiken versteht man die 
Gefahr von Verlusten als Folge von unange-
messenem Verhalten oder Versagen von Mit-
arbeitern, internen Prozessen oder Systemen 
oder aufgrund externer Ereignisse.

Risikokonzentration 
Unter Risikokonzentration versteht man die 
Gefahr, die durch die Aggregation von Ein-
zelrisikopositionen wie Garantiegebern, Ma-
nagern, Sektoren o. Ä. entsteht und zu subs-
tanziellen Verlusten des Risikoträgers führen 
kann.

Die allgemein gebräuchliche und in der VBV 
verwendete Definition von Risiko, Risikoka-
tegorien und weiteren damit im Zusammen-
hang stehenden Begriffen deckt sich mit den 
Angaben der FMA und der Oesterreichischen 
Nationalbank, auf deren Websites entspre-
chende Definitionen ersichtlich sind: 

www.fma.gv.at 
www.oenb.at/Service/ 

Im Folgenden werden diese, sofern für die 
VBV relevant, erörtert.   

Veranlagung des Finanzvermögens  
Per Stichtag 31.12.2013 beträgt das Finanz-
vermögen der VBV insgesamt rund 178,0 
Mio. Euro. 

Das Finanzvermögen der VBV ist in festver-
zinsliche und variabel verzinste Anlagen in-
vestiert. 

Zur Erfassung des Bonitätsrisikos wird die 
Einstufung der Bonität – soweit vorhanden 
– mithilfe anerkannter Agenturen wie Stan-
dard & Poor’s oder Moody’s vorgenommen. 
Der Bestand an Anleihen und Schuldschein-
darlehen ist nahezu ausschließlich dem In-
vestmentgrade-Bereich zuzuordnen, wobei 
einzelne Emissionen über keine Bewertung 
durch eine Ratingagentur verfügen. Die im 
Bestand des Finanzvermögens befindlichen 
Finanzinstrumente sind per Bilanzstichtag im 
Anlagevermögen nach dem gemilderten Nie-
derstwertprinzip, im Umlaufvermögen nach 
dem strengen Niederstwertprinzip bewertet. 

Marktrisiko 
Marktrisiko besteht für den Aktienbereich 
aktuell keines. Ein Fremdwährungsrisiko 
entsteht unter anderem durch Investitionen 
in Titel, die nicht in Euro denominiert sind. 
Im Portfolio sind per Stichtag keine Titel in 
Fremdwährungen investiert. Das Zinsrisiko 
ist eine Risikokategorie, der die VBV ausge-
setzt ist. Diesem Risiko wird ex ante durch ei-

ne vorsichtige und diversifizierte Ausrichtung 
begegnet. Schwankungen im Bereich der Eu-
ro-Zinskurve beeinflussen entsprechend den 
Wert des Finanzvermögens der VBV. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Auswir-
kungen verschiedener Szenarien auf das Fi-
nanzvermögen der VBV: 
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Aufteilung der Renten und Darlehen nach Ratings (31.12.2013)
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Fälligkeitsstruktur Anlagevermögen PK AG
ohne Fälligkeit 0,00

bis zu einem Monat 3.001.500,00

mehr als einem Monat bis zu zwölf Monate 30.202.122,75

mehr als einem Jahr bis zu fünf Jahre 51.739.792,62

mehr als fünf Jahre bis zu zehn Jahre 61.753.065,50

mehr als zehn Jahre 13.155.126,00

Gesamt 159.851.606,87

Fälligkeitsstruktur Umlaufvermögen PK AG
ohne Fälligkeit 13.187.492,73

bis zu einem Monat 0,00

mehr als einem Monat bis zu zwölf Monate 705.787,50

mehr als einem Jahr bis zu fünf Jahre 0,00

mehr als fünf Jahre bis zu zehn Jahre 4.277.135,00

mehr als zehn Jahre 0,00

Gesamt 18.170.415,23
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Die auf Seite 19 dargestellten Beispiele zeigen 
verschiedene krisenhafte Marktpreisverände-
rungen. Die ersten beiden sind Vorgaben für 
Stressszenarien, die die FMA für Pensionskas-
sen vorgibt, die mit „BAFIN“ titulierte Vari-
ante stammt von der deutschen Aufsichtsbe-
hörde. Vor allem das „FMA Stressszenario 1“ 
stellt dabei eine Extremsituation dar. Für al-
le Szenarien gilt, dass dabei diversifizierende 
Korrelationsannahmen nicht in die Kalkula-
tion eingehen. 

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die na-
tionalen solvenzrechtlichen Eigenmittelvor-
schriften wird auf ein Spezifikum der Pensi-
onskasse verwiesen. Grundsätzlich gilt für die 
VBV, dass ein kapitalmarktbedingter Stress, 
der zu starken Veränderungen der Marktprei-
se führt, sowohl das Finanzvermögen als auch 
die Basis für die solvenzrechtlichen Anforde-
rungen, die Deckungsrückstellung, gleicher-
maßen beeinflusst. 

Für die Pensionskasse gilt dabei als Vorgabe 
der § 7 (1) PKG, wonach zumindest 1% der 
Deckungsrückstellungen, ohne Berücksichti-
gung der VRGen mit unbeschränkter Nach-
schusspflicht seitens des Arbeitsgebers und 
ohne Mindestertragsgarantie, als Basis heran-
zuziehen ist. Die Höhe allfälliger drohender 
Einschüsse aus dem Titel Mindestertrag ge-
mäß § 2 (2) PKG, die zu dotierende Rücklage 
gemäß § 7 (3) PKG und die daraus resultieren-
den Effekte für das Finanzvermögen werden 
im Kapitel „Veranlagung der Anwartschaf-
ten und Pensionen in der VBV-Pensionskasse 
AG“ erläutert. 

Kreditrisiko 
Zur Einschätzung der Bonität von Emittenten 
oder Kontrahenten werden Ratings von aner-
kannten Quellen herangezogen. Nachfolgen-
de Grafik zeigt die Aufteilung des Bestands 
an Renten sowie Darlehen nach Ratings. Der 
Anteil an „non-rated“ Investments in dieser 
Abbildung umfasst einzelne Emissionen, die 
über kein Rating verfügen. 

Liquiditätsrisiko 
Die Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen 
ist durch das Halten von liquiden Mitteln in 
Form von Bargeld sowie durch die jederzeit 
gegebene Möglichkeit zum Verkauf ausrei-
chender marktgängiger Wertpapiere gewähr-
leistet. 

Zusätzlich zeigen nachfolgende Abbildungen 
die Fälligkeitsstruktur im Bestand, aufgeteilt 
nach Anlagevermögen und Umlaufvermö-
gen: 

In der Darstellung sind die grundsätzlichen 
Fälligkeiten angeführt, womit implizit re-
guläre Marktphasen angenommen werden. 
Aufgrund temporärer krisenhafter Umstän-
de kann auch bei grundsätzlich liquide han-
delbaren Produkten die Handelbarkeit vorü-
bergehend nicht bzw. nur mit entsprechenden 
Abschlägen gewährleistet sein. 

Operationelle und technologische 
Risiken sowie unternehmensweites Risiko-
management 
Das operationelle Risiko ist die bestimmende 
Risikokategorie in operativen Abläufen. Ope-
rationelle Risiken werden durch das Zusam-
menwirken von Mensch und Organisation, 
Geschäftsprozessen, Technologie und exter-
nen Risiken beeinflusst. 

Aus Sicht der VBV sind eine fundierte Ausbil-
dung und gute Qualifikation aller Mitarbei-
ter entscheidend. Laufende Personalentwick-
lung und Weiterqualifizierung gewährleisten 
ein adäquates Niveau. Vertretungsregelungen 
wirken dem Risiko des Ausfalls von Schlüs-
selkräften entgegen. Das installierte interne 
Kontrollsystem und ein durchgängiges Vier-
Augen-Prinzip sind in Kraft.

Die von der VBV gewählte Organisations-
struktur und die daraus folgende Funktionst-
rennung bilden die Basis zur Begrenzung des 
Risikos. Hinsichtlich Kompetenzen, Zeich-
nungsberechtigungen und Vertretungsrege-
lungen sind klare Verantwortungen definiert. 
Wichtige Arbeitsabläufe sind in einem ein-
heitlichen Prozessmanagementsystem doku-
mentiert und wurden allen Beteiligten zur 
verbindlichen Einhaltung kommuniziert.

Technologische Risiken werden durch ent-
sprechendes Augenmerk auf laufende Sys-
temprüfung und Abnahme von geprüften 
Systemen sowie durch ausreichende Doku-
mentation aller Prozesse erfasst. 

Neben einer der Kernaufgaben des Risikoma-
nagements, dem Veranlagungsrisikomanage-
ment, werden alle Kernbereiche der Gesell-
schaft in einen unternehmensweiten einheit-
lichen Risikomanagementprozess integriert – 
mit der Zielsetzung, der Geschäftsführung ei-
nen ganzheitlichen Risikobericht zu liefern.



22 23

LA
GE

BE
RI

CH
T

LA
GE

BE
RI

CH
T

LA
GE

BE
RI

CH
T

Veranlagung des Vermögens der AWB 
und LB 
Per Stichtag 31.12.2013 wird das Vermögen 
der AWB und LB in 39 VRGen der Pensions-
kasse verwaltet. Das Vermögen der VRG stellt 
ein bilanzrechtliches Sondervermögen dar. Im 
Folgenden wird die spezifische Situation dar-
gestellt: 

Veranlagung der Anwartschaften und 
Pensionen in der VBV-Pensionskasse AG 
Die Veranlagung des Vermögens der VRGen 
erfolgt im Hinblick auf § 2 PKG unter dem 
Aspekt der Sicherheit, der Rentabilität, des 
Bedarfs an flüssigen Mitteln sowie der ange-
messenen Mischung und Streuung der Ver-
mögenswerte. 

Ein pensionskassenspezifisches Risiko der 
VBV besteht aufgrund der möglichen Zu-
schussverpflichtung gegenüber den VRGen 
aus dem Titel „Mindestertrag“ gemäß § 2 (2) 
bis (4) PKG. 

Zur Bewertung der Höhe der potenziellen Zu-
schüsse wird der Kapitalverlauf dabei unter 
Zugrundelegung der für die nächsten Jah-
re erwarteten Portfoliorendite prognostiziert, 
die sich auf Basis finanzmathematischer Be-
rechnungsmodelle ergibt. Dabei werden für 

die Aktivseite der VRGen unter Zugrundele-
gung der aktuellen Anlagestrategie regelmä-
ßig die erwartete Portfoliorendite und die er-
wartete Portfoliovolatilität bestimmt, die er-
warteten Zuschüsse werden danach auf Basis 
einer stochastischen Modellierung ermittelt. 
Dieser Ansatz wird laufend insbesondere in 
Bezug auf die Gültigkeit der getroffenen An-
nahmen kontrolliert und gegebenenfalls an-
gepasst. In Stressszenarien wird zudem in pe-
riodischen Intervallen geprüft, wie die VRGen 
auf krisenhafte Veränderungen des Kapital-
marktes reagieren. 

Die Bildung einer Mindestertragsrücklage ist 
nur für Verträge mit einer Mindestertrags-
garantie verpflichtend. Diese Rücklage wur-
de per Stichtag 31.12.2013 in der gemäß § 7 
(3) PKG vorgeschriebenen Höhe von 3% der 
zu berücksichtigenden Deckungsrückstellung 
dotiert.

Das Risiko potenzieller Zuschüsse aus dem 
Titel „Mindestertrag“ über die nächsten fünf 
Jahre für die im Mindestertrag verbliebenen 
Aktiven und Pensionisten erscheint durch die 
Mindestertragsrücklage ausreichend gedeckt. 
 

Compliance-Bericht

Unter Compliance wird die Einhaltung nati-
onaler und europarechtlicher Vorgaben (Ge-
setze, Richtlinien und Verordnungen) sowie 
ethischer und moralischer Grundsätze ver-
standen. Bei jedem Unternehmen gibt es ei-
nen anderen Schwerpunkt, der sich aus der 
Geschäftstätigkeit sowie den jeweiligen Auf-
sichtsgesetzen ergibt.

Die Geschäftstätigkeit der VBV besteht in der 
treuhändischen Verwaltung des Vermögens 
der AWB und LB, was mit der Veranlagung 
von Pensionskassenbeiträgen verbunden ist.

Die VBV unterliegt als Pensionskasse meh-
reren Aufsichtsgesetzen sowie der Aufsicht 
der FMA. Aus Sicht der aufsichtsrechtlichen 
Compliance liegt der Schwerpunkt im PKG 
sowie dem Börsegesetz 1989. 

Pensionskassen sind gemäß § 48s i. V. m.  
§ 82 Abs. 5 Börsegesetz 1989 verpflichtet, ge-

eignete Maßnahmen zur Vermeidung von In-
sidergeschäften zu treffen. Die VBV hält diese 
Vorgaben ein.

Die Compliance-Richtlinie der VBV setzt die 
gesetzlichen Vorgaben sowie den Standard 
Compliance Code der österreichischen Pen-
sionskassen um. Das Compliance-Regelwerk 
ist auf die tatsächliche Geschäftstätigkeit und 
Organisationsstruktur der VBV zugeschnit-
ten. Das Regelwerk basiert auf dem Grund-
satz der Integrität, dient der Verhinderung 
von Abhängigkeiten und Interessenverflech-
tungen, die die Kunden schädigen oder den 
Kapitalmarkt in unfairer Weise beeinflussen 
sowie dem Ansehen der VBV abträglich sein 
könnten.

Im Berichtsjahr gab es weder Meldungen über 
compliancerelevante Informationen oder 
Sachverhalte noch Verstöße gegen die Com-
pliance-Richtlinie. 
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Mitarbeiter

23%
bis 5 Jahre

15%
6-10 Jahre

26%
ab 16 Jahre

36%
11-15 Jahre

Firmenzugehörigkeit der VBV-Mitarbeiter

Die Marktführerschaft der VBV beruht zu ei-
nem Großteil auf dem Engagement, dem Ver-
antwortungsbewusstsein sowie der fachli-
chen und sozialen Kompetenz ihrer Mitarbei-
ter. Die Förderung der Entwicklungsmöglich-
keiten der Mitarbeiter ist ein wichtiges An-
liegen, denn gut ausgebildete und erfahrene 
Mitarbeiter sind eine wichtige Voraussetzung 
für die Kundenzufriedenheit. Deshalb kon-
zentrierte sich die Personalentwicklung im 
vergangenen Geschäftsjahr auf die Vorberei-
tung der Mitarbeiter auf die anspruchsvolle 
Kundenberatung im Hinblick auf die PKG-
Novelle und die dadurch entstandenen Opti-
onsmöglichkeiten.

Die durchschnittliche Firmenzugehörigkeit 
der Mitarbeiter von 13 Jahren zeigt eine hohe 
Verbundenheit mit dem Unternehmen. Vor-
aussetzung dafür sind einerseits die voraus-
blickende systematische Weiterentwicklung 
und Qualifizierung der Mitarbeiter und an-
dererseits eine hohe Arbeitsplatzsicherheit, 
intensive Bemühungen um die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sowie Rahmenbedin-
gungen am Arbeitsplatz, die gewährleisten, 
dass sich die Mitarbeiter wohlfühlen und ger-
ne für die VBV arbeiten.

Bei den maßgeblichen Fachexperten und 
Wissensträgern kann die VBV auf Mitarbei-
ter mit langjähriger Firmenzugehörigkeit zu-
rückgreifen. Diese Kollegen werden nicht nur 
aufgrund ihres umfassenden Wissens, son-
dern vor allem auch wegen ihres persönlichen 
Wirkens als sehr wertvolle und prägende Mit-
arbeiter geschätzt.

Die VBV misst dem betrieblichen Gesund-
heitsmanagement einen hohen Stellenwert 
bei und bietet den Mitarbeitern unterschiedli-
che gesundheitsfördernde Leistungen an. Das 
Spektrum des Angebots reicht von Vorsorge-
untersuchungen und medizinischer Betreu-
ung im Unternehmen über interne Sportmög-
lichkeiten bis hin zur freien Obstentnahme. 

Die betriebliche Altersvorsorge ist in der VBV 
ein maßgebliches Element der Vergütungspo-
litik. Neben dem vereinbarten Arbeitgeber-
beitrag erhalten jene Mitarbeiter, die einen Ei-
genbeitrag maximal bis zur Höhe dieses Ar-
beitgeberbeitrags leisten, einen zusätzlichen 
Arbeitgeberbeitrag, der in das VBV-Lebens-
phasenmodell einbezahlt wird. Es freut uns 
ganz besonders, dass mehr als fünfzig Pro-
zent aller Mitarbeiter dieses Angebot ange-
nommen und dadurch für ihre Vorsorge Ver-
antwortung übernommen haben. 

Ein Hauptschwerpunkt lag im abgelaufenen 
Jahr auf einem verstärkten Ausbau unseres 
Online-Kundenportals. Die Nutzerzahl konnte 
2013 auf rund 17.000 User vervierfacht wer-
den. Die Abwicklung der Geschäftskommuni-
kation über das Internet führt zu einer deutli-
chen Reduktion des Papierbedarfs. Im Online-
Kundenportal können Kunden Dokumente 
hochladen und der VBV digital übermitteln. 
Auch Dokumente der VBV können den AWB 
und LB über dieses Postfachsystem elektro-
nisch zugestellt werden. Die Serviceabteilun-
gen sind angewiesen, zuerst die Onlinezustel-
lung anzubieten. Diese Vorgangsweise wird 
von Kundenseite sehr positiv aufgenommen, 
weil damit auch der Postweg entfällt und die 
gewünschten Unterlagen sofort verfügbar 
sind. Außerdem bleiben die Dokumente ar-
chiviert, und es gibt einen eindeutigen Nach-
weis der Zustellung von Unterlagen. Auch das 
Dokumentenmanagementsystem wurde 2013 
in den meisten Abteilungen finalisiert. Neben 

der Automatisierung von Geschäftsprozessen 
wurde damit der Papierverbrauch für das Ab-
lagesystem deutlich reduziert. 

Das wichtige Thema Nachhaltigkeit ist in der 
VBV vor allem bei der Veranlagung angesie-
delt und bleibt ein wichtiger Aspekt der Ge-
samtstrategie. Die VBV setzt bei der Veranla-
gung auch Fonds ein, die unter Berücksich-
tigung von SRI, ESG und Compliance-Stan-
dards gemanagt werden. Unabhängige Spe-
zialisten führen regelmäßig Nachhaltigkeits-
Screenings des gesamten Aktienbestands 
hinsichtlich der Einhaltung der „UN Global 
Compact Principles“ der Vereinten Nationen 
durch.

Die VBV nutzt Räumlichkeiten der WIENER 
STÄDTISCHE VERSICHERUNG AG Vienna In-
surance Group als Büros. Beim Einkauf der 
Arbeitsmittel wird auf eine gute Umweltver-
träglichkeit und Langlebigkeit geachtet.
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Verträge 5.021 4.958

Anwartschaftsberechtigte 250.022 247.370

Leistungsberechtigte 28.549 26.686

Beiträge (in Mio. €) 503 286

davon laufende Beiträge (in Mio. €) 212 211

davon Einmalbeiträge (in Mio. €) 40 41

davon Übertragungen (in Mio. €) 251 34

Auszahlungen (in Mio. €) 438 315

davon laufende Pensionen (in Mio. €) 168 158

davon Abfindungen und Übertragungen (in Mio. €) 270 157

Deckungsrückstellung (in Mio. €) 5.224 4.924

Schwankungsrückstellung (in Mio. €) 171 122

Veranlagtes Vermögen (in Mio. €) 5.365 5.038

Anzahl Veranlagungs- und Risikogemeinschaften 39 48

Veranlagungsergebnis +5,83% +8,19%

(ermittelt nach der OeKB-Methode)

Eckdaten der Gesellschaft

Die Bilanzsumme der Gesellschaft beträgt zum Bilanzstichtag EUR 5.603 Mio.

Innerhalb der VRG stellt sich die Struktur zum Berichtsstichtag folgendermaßen dar:

Der Marktanteil der Gesellschaft entwickelte sich in allen Kernbereichen zufriedenstellend, wo-
durch die Marktführerschaft gefestigt werden konnte.
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Finanzmittel am Beginn der Periode 17.958 17.480

Nettogeldfluss aus laufender Geschäftstätigkeit +10.873 +10.848

Nettogeldfluss aus Investitionstätigkeit -15.644 -10.370

Nettogeldfluss aus Finanzierungstätigkeit 0 0

Finanzmittelbestand am Ende der Periode 13.187 17.958

1. Grundkapital 30.000.000,00 30.000.000,00

2. Kapitalrücklage 0,00 0,00

3. Gewinnrücklage 29.000.000,00 24.000.000,00

4. Mindestertragsrücklage 24.321.889,37 23.960.330,10

5. Bilanzergebnis 601.327,32 455.617,86

6. Ergänzungskapital 0,00 0,00

Summe Eigenmittel 83.923.216,69 78.415.947,96

Geldflussrechnung in tausend Euro

Eigenmittelausstattung gem. § 7 PKG in Euro 

2013 2012

2013 2012
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Geschäftsergebnis

Die Zuschussleistung gemäß § 2 (2) PKG be-
trägt im Berichtszeitraum EUR 46.751,88  und 
wurde aus der vorhandenen Rückstellung ge-
leistet. 

Nach dem Ende des Geschäftsjahres 2013 sind 
keine Vorgänge von besonderer Bedeutung 
eingetreten.

Vorschlag für die 
Gewinnverwendung 

Allgemeine Angaben

LA
GE

BE
RI

CH
T

Strategische Ziele – Ausblick 2014
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Die anhaltend positive  Kapitalmarktentwick-
lung und deren direkte und indirekte Auswir-
kungen führen im Geschäftsjahr 2013 zu ei-
nem sehr guten Ergebnis. Die aus der lau-
fenden Geschäftstätigkeit realisierten Erträ-
ge entwickelten sich positiv und konnten da-
mit die Erwartungen erfüllen. Darüber hinaus 
konnte durch effektives Kostenmanagement 
die Entwicklung der Aufwendungen gering 
gehalten werden wodurch das Betriebsergeb-
nis plangemäß ausgefallen ist. Das Finanzer-
gebnis fiel der Kapitalmarktentwicklung ent-
sprechend positiv aus und konnte die Erwar-
tungen ebenso erfüllen.

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit (EGT) beträgt daher im Berichts-
jahr basierend auf obige Erläuterungen EUR 
7.332.445,96.

Nach Berücksichtigung des außerordentlichen 
Ergebnisses, welches durch eine Auflösung 
der aus der Mindestertragsrücklage gebilde-
ten Rückstellung positiv ausgefallen ist und 
der Körperschaftssteuer ergibt sich ein Jah-
resüberschuss von EUR  5.507.268,73. Durch 
die Veränderung der Rücklagen entstand ein 
Jahresergebnis von EUR 145.709,46 welches 
mit dem Gewinnvortrag von EUR 455.617,86 
verrechnet wurde und zu einem Bilanzgewinn 
von EUR 601.327,32 führt.

Die Rücklagenbewegungen beinhalten die ge-
setzlich notwendige Dotation der Mindester-
tragsrücklage (§ 7 (3) PKG) und die Rückfüh-
rung der aus der Mindestertragsrücklage ge-
bildeten Rückstellung in der Höhe von EUR 
361.559,27. Darüber hinaus wurde der Ge-
winnrücklage ein Betrag in der Höhe von EUR 
5.000.000,00 zugeführt.

Das unter Berücksichtigung des Gewinnvor-
trages in der Höhe von EUR 455.617,86 er-
mittelte Bilanzergebnis in der Höhe von EUR 
601.327,32  soll auf neue Rechnung vorge-
tragen werden.

Die Gesellschaft ist Mitglied des Fachverban-
des der Pensionskassen Österreichs. Des Wei-
teren ist die VBV Mitglied der AVÖ (Aktuars-
vereinigung Österreichs), des EVVÖD (Euro-
päischer Verband der Versorgungseinrichtun-
gen des Öffentlichen Dienstes) und der ABA 
(Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Alters-
vorsorge e.V.). Darüber hinaus ist die Gesell-
schaft Kooperationspartner des Österreichi-
schen Sparkassenverbandes. Die Gesellschaft 
ist außerdem Mitglied der deutschen und der 
französischen Handelsorganisation in Öster-
reich sowie der Industriellenvereinigung Ös-
terreich.

Der alleinige Standort und Sitz der Gesell-
schaft ist 1020 Wien, Obere Donaustraße 49-
53, Zweigniederlassungen existieren nicht. 
Forschung und Entwicklung wird von der Ge-
sellschaft nicht betrieben.

Die Schwerpunkte im heurigen Jahr liegen auf
–	� einer weiteren Steigerung der Kundenzu-

friedenheit durch den Ausbau des Service, 
–	 einer Optimierung der technischen Systeme,
–	� dem Ausbau des Lebensphasenmodells als 

Kernkompetenz der VBV,
–	� Vertriebsaktivitäten für Klein- und Mittelbe-

triebe und der Übertragung der privaten Zu-
kunftsvorsorge in die Pensionskasse sowie 

–	� einer verantwortungsvollen Veranlagungs-
strategie. 

Steigerung der Kundenzufriedenheit 
Bereits 2012 wurde vom Aufsichtsrat ein Stra-
tegieausschuss ins Leben gerufen, der im letz-
ten Jahr zweimal tagte und der den Vorstand 
bei der langfristigen strategischen Planung 
unterstützend begleitet. Ergebnis dieses Aus-
schusses war, dass die VBV weiterhin auf das 
Thema Steigerung der Kundenzufriedenheit 
fokussieren wird. Deshalb wurde bereits Mitte 
2013 von einem externen Marktforschungs-
institut eine breit angelegte Meinungsumfra-
ge durchgeführt, um die Einstellung der Ar-
beitgeber, Betriebsräte, AWB und LB zur VBV 
zu evaluieren. Die Ergebnisse wurden analy-
siert und dienen als Grundlage für eine Opti-
mierung des Service. Insbesondere konnte aus 
der Umfrage der Wunsch nach einfachen und 
kurzen Informationen herausgelesen werden. 
Daher werden die Anstrengungen für eine 
noch verständlichere Kommunikation erhöht 
und 2014 unter anderem folgende Maßnah-
men durchgeführt:

Verbesserung der Information über die 
Beitrags- und Kapitalentwicklung
Die jährliche Kontoinformation für AWB wird 
überarbeitet. Einerseits muss die IBK an die 
Vorgaben der Finanzmarktaufsicht angepasst 
werden, andererseits wird diese in Hinblick 
auf Verständlichkeit und Übersichtlichkeit 
verbessert. Die wesentlichen Informationen 

werden in einer farblich gestalteten Übersicht 
zusammengefasst. Die IBK wird auch online 
in verbesserter Qualität zur Verfügung stehen.

Optimierung der Leistungsnachweise für LB
Auch die jährliche Kontoinformation für LB 
wird entsprechend angepasst und übersicht-
lich gestaltet. Das Layout wird eine besse-
re Verständlichkeit der Information mit sich 
bringen. 

Ausbau der Informationen im Internet
Die Inhalte auf der Website www.vbv.at wer-
den ausgebaut. Damit soll den AWB und LB 
ermöglicht werden, alle relevanten Themen 
zu ihrem Pensionskassenmodell auf der Web-
site nachzulesen. Das Internet kann so von 
AWB und LB als ergänzende Informations-
quelle genutzt werden. Das Angebot wird von 
kurzen, prägnanten Inhalten im Contentbe-
reich über längere Infobroschüren im Down-
loadbereich bis hin zu kurzen erklärenden Vi-
deos reichen. Die VBV wird sich bewusst von 
Mitbewerbern unterscheiden und statt Wer-
bebotschaften den Informationsgehalt in den 
Vordergrund stellen. 

Information bei Einbeziehung in die 
Pensionskassenvorsorge 
Die Verpflichtung des Arbeitgebers, seine 
AWB, die erstmals in die Pensionskassenvor-
sorge einbezogen werden, zu informieren, 
wird die VBV verstärkt unterstützen. Jeder 
neue AWB erhält zeitnah eine Mitteilung di-
rekt von der VBV über die Rahmenbedingun-
gen seines Pensionsmodells sowie zielgerich-
tete Hinweisen zu weiterführenden Informa-
tionen im Online-Kundenportal und auf der 
Website der VBV. Damit wird sichergestellt, 
dass neu eintretende AWB zukünftig mehr 
über ihre betriebliche Altersvorsorge und de-
ren Vorzüge wissen.



30 31

LA
GE

BE
RI

CH
T

LA
GE

BE
RI

CH
T

Danksagung

Ein besonderer Dank gilt unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die die Her-
ausforderungen im letzten Jahr mit viel Einsatz und Freude gemeistert haben. Insbe-
sondere die Umstellungen aufgrund der PKG-Novelle haben viele Neuerungen und 
Weiterentwicklungen notwendig gemacht. Nur mit kompetenten Mitarbeitern ist ein 
Dienstleistungsunternehmen wie die VBV-Pensionskasse erfolgreich zu führen. 

Dank gebührt auch unseren Aktionären, unserem Aufsichtsrat und den Mitgliedern 
in unseren Beiräten. Die VBV steht in einem intensiven und konstruktiven Gedan-
kenaustausch mit ihren Kunden und nützt diese Kontakte zur Weiterentwicklung der 
betrieblichen Altersvorsorge. 

Wien am 5. Mai 2014

Mag. Günther SchiendlKarl Timmel
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Serviceabteilungen
Die schon seit einigen Jahren verfolgte Stra-
tegie der Betreuung spezieller Kundengruppen 
durch Expertenabteilungen ist erfolgreich und 
wird beibehalten. Auch die 2013 neu ins Leben 
gerufene Ombudsstelle speziell für LB hat sich 
bestens bewährt und wird als unabhängige Be-
ratungsstelle intensiv in Anspruch genommen.

Qualitätsmanagement und Optimierung 
technischer Systeme
Die ständige Weiterentwicklung und Verbesse-
rung der EDV-Systeme sowie der Website mit 
dem Online-Kundenportal ist einer der zentra-
len Schwerpunkte der Strategie. Nur so kann 
einerseits der hohe Qualitätsanspruch der VBV 
langfristig erfüllt werden und andererseits das 
Unternehmen „fit“ für neue Herausforderungen 
bleiben. Insbesondere neue Informations- und 
Meldepflichten gegenüber den Aufsichtsbehör-
den stellen zunehmend eine technische und or-
ganisatorische Herausforderung dar. Eine rei-
bungslose Abwicklung mit den Aufsichtsbe-
hörden hat in der VBV einen hohen Stellen-
wert und wird als wesentliches Qualitätsmerk-
mal für eine betriebliche Vorsorgeeinrichtung 
betrachtet.

Lebensphasenveranlagung als 
Kernkompetenz
Die VBV hat das Lebensphasenmodell 2004 
entwickelt und auf dem österreichischen Pensi-
onskassenmarkt erfolgreich etabliert. Diese In-
novation wurde mit einem internationalen IPE 
Award ausgezeichnet. Durch die PKG-Novelle, 
die 2013 in Kraft trat, wurden die Möglichkei-
ten beim Angebot von Lebensphasenmodellen 
wesentlich erweitert. 13 Bestandskunden und 
drei größere Neukunden haben sich im letz-
ten Jahr für ein Lebensphasenmodell entschie-
den. Damit wurde 2013 über 10.000 weiteren 
AWB die Teilnahme am Lebensphasenmodell 
ermöglicht, und die VBV konnte die Position 
als Marktführer bei Lebensphasenmodellen klar 
absichern.

Die VBV wird das Konzept einer je nach Le-
bensphase optimierten Veranlagung 2014 wei-
ter ausbauen. Die Möglichkeit, AWB eines Un-
ternehmens von einer sehr dynamischen, er-
tragsorientierten Veranlagung bis hin zu ei-
nem echten Garantieprodukt alles aus einer 
Hand bieten zu können, ist ein entscheidender 
Wettbewerbsvorteil, der auf dem Markt weiter 
genutzt wird.

Neue Pensionsmodelle für Klein- und 
Mittelbetriebe
Im Bereich der Klein- und Mittelbetriebe wer-
den vermehrt flexible Vorsorgemodelle nach-
gefragt. Arbeitgeber möchten die Pensions-
kassenbeiträge an die wirtschaftliche Situati-
on anpassen können und wünschen eine stär-
kere Beteiligung der Mitarbeiter über Eigen-
beiträge. Die VBV trägt dieser Nachfrage durch 
spezielle Produkte für diese Zielgruppe Rech-
nung. So wird der Vertriebsschwerpunkt 2014 
in der Vermarktung der VBV-Erfolgspension, 
einem Modell mit überwiegend variablen Bei-
trägen, und bei Branchenlösungen im Bereich 
von Gehaltsumwandlungsmodellen liegen, die 
über Öffnungsklauseln in den entsprechenden 
Kollektivverträgen ermöglicht werden.

Übertragung prämienbegünstigter 
Zukunftsvorsorge
Einen weiteren Schwerpunkt im Jahr 2014 
wird die Übertragungsmöglichkeit von aus-
laufenden privaten Vorsorgeverträgen bilden. 
AWB und LB, die vor 10 Jahren eine prämi-
enbegünstigte Zukunftsvorsorge bei einer Ver-
sicherung oder einem Investmentfonds abge-
schlossen haben, können das angesparte Gut-
haben in ihre VBV-Pensionsvorsorge übertra-
gen. Das Interesse seitens der Kunden war be-
reits zu Jahresbeginn sehr groß. Die VBV star-
tet daher heuer eine Offensive, um die Kun-
den aktiv auf diese Möglichkeit aufmerksam 
zu machen.

Ertragreich investieren mit Verantwortung
Verantwortung ist Bestandteil der strategi-
schen Ausrichtung des Unternehmens. Dar-
unter versteht man in der VBV einerseits die 
Verantwortung gegenüber den AWB und LB, 
andererseits jene gegenüber den Stakeholdern 
und der Gesellschaft, woraus sich folgende 
Schwerpunkte ergeben:

1.	� Das Veranlagungsmanagement bekennt 
sich zu einem ertragsorientierten und ak-
tiven Veranlagungsstil je nach Vorgabe 
der Ertragsziele. Die VBV nimmt Ertrags-
chancen im Interesse ihrer Kunden auf dem 
Markt engagiert wahr und positioniert sich 
als ertragsstarke Vorsorgeeinrichtung. 

2.	� Die VBV investiert in den Bereichen Akti-
en und Unternehmensanleihen mit einem 
stärker gewichteten Europa- und Öster-
reichbezug. Die Kapitalmarktfinanzierung 
von mittelständischen europäischen und 
insbesondere heimischen Unternehmen ist 
Bestandteil der Veranlagungsstrategie.

3.	� Das Thema Nachhaltigkeit ist ein wichti-
ger Aspekt der Strategie. Die VBV setzt bei 
der Veranlagung auch Fonds ein, die unter 
Berücksichtigung von SRI, ESG und Com-
pliance-Standards gemanagt werden. Un-
abhängige Spezialisten führen regelmäßig 
Nachhaltigkeits-Screenings des gesamten 
Aktienbestandes hinsichtlich der Einhal-
tung der „UN Global Compact Principles“ 
der Vereinten Nationen durch.

4.	� Beim Immobilieninvestment werden nach-
haltige Projekte wie Pflegeheime bzw. Pro-
jekte mit Umweltschutzbezug stärker ge-
wichtet. Für die VBV gehört die klare Posi-
tionierung des Themas „Verantwortung“ im 
Veranlagungsprozess unmittelbar zur stra-
tegischen Ausrichtung des Unternehmens. 
Die Veranlagung von Pensionskapital er-
folgt nach klaren gesetzlichen und internen 
Richtlinien sowie nach den Vorgaben aus 
dem Risikomanagement gemäß den ver-
traglichen und passivseitigen Ertragszielen. 



32 33

LA
GE

BE
RI

CH
T

BI
LA

NZ

BILANZ
VBV-Pensionskasse Aktiengesellschaft, Wien, Bilanz zum 31.12.2013

EUR EUR EUR TEUR 
A. Anlagevermögen 162.311.244,97 142.369
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 2.181.441,00 1.916

1. 	Konzessionen und ähnliche Rechte 2.181.441,00 1.916
2. Sonstige immaterielle Vermögensgegenstände 0,00 0
3. Anzahlungen 0,00 0

II. Sachanlagen 278.197,10 378
1. 	andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 278.197,10 356
2. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 0,00 22

III. Finanzanlagen 159.851.606,87 140.075
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 0,00 0
2. 	Ausleihungen an verbundene Unternehmen 0,00 0
3. 	Beteiligungen 0,00 0
4. Sonstige Darlehen und Kredite 13.095.000,00 11.665
5. Schuldverschreibungen 146.756.606,87 126.115
6. Aktien 0,00 2.295
7. Immobilien 0,00 0
8. Investmentfonds 0,00 0
9. Sonstige Finanzanlagen 0,00 0

B. Umlaufvermögen 27.498.077,81 35.217
I. Forderungen 9.327.662,58 8.165

1. 	Forderungen aus der Vergütung der Veranlagung für LB 0,00 0
2. Sonstige Forderungen 9.327.662,58 8.165

II. Wertpapiere und Anteile 4.982.922,50 9.093
1. 	Schuldverschreibungen 4.982.922,50 3.629
2. 	Aktien 0,00 1.684
3. 	Investmentfonds 0,00 3.780
4. 	sonstige Wertpapiere und Anteile 0,00 0

III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 13.187.492,73 17.959

C. Rechnungsabgrenzungsposten 4.243.010,74 492

Summe der Positionen A bis C: Aktiva der AG 194.052.333,52 178.078

D. Aktiva der Veranlagungs- und Risikogemeinschaften
I. Veranlagtes Vermögen                                                                                                                         5.365.244.267,27 5.038.107

1.	Guthaben bei Kreditinstituten 571.479.094,13 590.354
2. 	Darlehen und Kredite 110.147.856,31 99.126
3. 	Schuldverschreibungen 2.198.733.279,22 2.260.388
4. 	Aktien und sonstige Beteiligungswertpapiere 1.888.960.221,42 1.570.796
5. 	Immobilien 234.465.821,92 256.311
6. 	Sonstige Vermögenswerte 361.457.994,27 261.132

II. Forderungen 23.964.269,68 22.094
III. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 20.158.766,96 22.428
IV. Sonstige Aktiva 0,00 0 

Summe der Position D: Aktiva der VRG 5.409.367.303,91 5.082.629

Bilanzsumme 5.603.419.637,43 5.260.707

AKTIVA

BI
LA

NZ

   
EUR EUR EUR TEUR

A. Eigenkapital 83.923.216,69 78.416
I. Grundkapital 30.000.000,00 30.000

II. Kapitalrücklagen 0,00 0

III. Gewinnrücklagen 29.000.000,00 24.000
1. gesetzliche Rücklage 3.000.000,00 3.000
2. satzungsmäßige Rücklagen 4.500.000,00 4.500
3. andere Rücklagen (freie Rücklagen) 21.500.000,00 16.500

IV. Mindestertragsrücklage 24.321.889,37 23.960

V. Bilanzgewinn 601.327,32 456
  davon Gewinnvortrag: EUR 455.617,86 (31.12.2012: TEUR 119)

B. Unversteuerte Rücklagen 0,00 0

C. Ergänzungskapital 0,00 0

D. Rückstellungen 94.146.528,00 83.781
I. Verwaltungskostenrückstellung                     86.126.829,00 76.237
II.  Garantierückstellung 0,00 0
III. Andere Rückstellungen 8.019.699,00 7.544

E. Verbindlichkeiten 15.982.588,83 15.881
1. 	Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 4.612,50 3
2. 	Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 561.054,14 338
3. 	Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen                           1.156.261,73 967
4. 	Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit 
	 denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 60.727,78 71
5. sonstige Verbindlichkeiten  
	 davon aus Steuern: EUR 2.717.944,54                 		
    (31.12.2012: TEUR 2.240) davon im Rahmen der sozialen  
	 Sicherheit EUR 118.328,01 (31.12.2012: TEUR 115) 14.199.932,68 14.502

F. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 0

Summe der Positionen A bis F: Passiva der AG 194.052.333,52 178.078

G. Passiva der Veranlagungs- und Risikogemeinschaften
I. Deckungsrückstellung 5.223.968.941,87 4.923.964

1.	 Deckungsrückstellung mit Mindestertragsgarantie 888.340.738,67 880.646
 a.  Leistungsorientiert - mit Mindestertragsgarantie des   
      Arbeitgebers 0,00 0
 b.  Leistungsorientiert - mit Mindestertragsgarantie der 
      Pensionskasse 35.413.234,56 32.588
 c.  Sonstige - mit Mindestertragsgarantie des Arbeitgebers 0,00 0
 d.  Sonstige - mit Mindestertragsgarantie der Pensionskasse 852.927.504,11 848.058

2. 	Deckungsrückstellung ohne Mindestertragsgarantie 4.335.487.944,55 4.043.318
 a.  Leistungsorientiert - ohne Mindestertragsgarantie 911.504.086,82 882.673
 b.  Sonstige - ohne Mindestertragsgarantie 3.423.983.857,73 3.160.645

3. 	Deckungsrückstellung der Sicherheits-VRG 140.258,65 0

 a.  Anwartschaftsberechtigte 0,00 0

 b.  Leistungsberechtigte 140.258,65 0

II. 	Schwankungsrückstellung 171.255.317,94 121.928
III. Verbindlichkeiten 5.399.829,95 27.243
IV. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 3.373.775,90 4.813
V.  Sonstige Passiva 5.369.438,25 4.681

Summe der Position G: Passiva der VRG 5.409.367.303,91 5.082.629

Bilanzsumme 5.603.419.637,43 5.260.707

PASSIVA
Vergleichs-
zahlen 2012

Vergleichs-
zahlen 2012
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GEWINN- UND 
VERLUSTRECHNUNG

VBV-Pensionskasse Aktiengesellschaft, Wien 
Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Jänner 2013 bis 31. Dezember 2013

EUR 
 

EUR 
2012
TEUR 

I. Ergebnis der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft

1. Veranlagungsergebnis                                                                                               286.059.103,59 379.568

2. Beiträge                                                                                                                     502.814.015,00 285.928

3. Leistungen                                                                                                               -437.741.442,90 -314.642

4. Veränderung der Deckungsrückstellung                                                                  -300.004.445,97 -234.986

5. Veränderung der Schwankungsrückstellung                                                           -49.327.032,92 -105.090

6. Sonstige Aufwendungen und Erträge                                                                         -1.800.196,80 -10.778

7. Verbleibendes Ergebnis                                                                                                               0,00 0 

II. Erträge und Aufwendungen der Pensionskasse

1. Vergütung zur Deckung der Betriebsaufwendungen 19.817.207,14 20.058

2. Betriebsaufwendungen -12.611.836,82 -12.429

a) 	Personalaufwand -6.089.193,10 -5.846

	 aa. Löhne & Gehälter -4.405.497,76 -4.238

	 ab. Aufwendungen für Abfertigungen und Leistungen an 	
	   	  betriebliche Vorsorgekassen -249.971,69 -216

	 ac. Aufwendungen für Altersvorsorge -312.115,97 -339

	 ad. Aufwendungen für Sozialabgaben vom Entgelt abhängige Abgaben,    
          Pflichtbeiträge -1.011.660,72 -948

	 ae. sonstige Sozialaufwendungen -109.946,96 -105

b) 	Abschreibungen auf das Anlagevermögen -580.233,84 -721

c) 	sonstige Betriebs-, Verwaltungs- und     
     Vertriebsaufwendungen -5.942.409,88 -5.862

3. Veränderung der geschäftsplanmäßigen Verwaltungskostenrückstellung -6.146.498,89 -6.172

ordentliches Betriebsergebnis 1.058.871,43 1.457

4. Finanzerträge 7.456.362,49 6.405

a) 	aus Beteiligungen 0,00 0

b) 	aus Finanzanlagen und Zinsenerträge 5.924.314,08 5.396

c) aus dem Abgang von Finanzanlagen 1.301.327,31 110

d) aus Zuschreibungen zu Finanzanlagen 230.721,10 899

e) aus Immobilien 0,00 0
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EUR
2012
TEUR

5. Finanzaufwendungen -1.367.751,84 -1.699

a) aus Beteiligungen 0,00 0

b) 	aus Finanzanlagen und Zinsenaufwendungen -603.429,49 -596

c) aus dem Abgang von Finanzanlagen -731.692,35 -276

d) aus Abschreibungen von Finanzanlagen -32.630,00 -827

e) aus Immobilien 0,00 0

Finanzergebnis 6.088.610,65 4.706

6. Sonstige Erträge und Aufwendungen 184.963,88 385

a) 	sonstige Erträge 221.131,08 410

b) 	sonstige Aufwendungen -36.167,20 -25

7. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 7.332.445,96 6.548

8. Außerordentliches Ergebnis 167.252,77 15

a) außerordentliche Erträge 167.252,77 15

b) 	außerordentliche Aufwendungen 0,00 0

9. Steuern vom Einkommen und Ertrag -1.992.430,00 -1.788

10. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag 5.507.268,73 4.775

11. Veränderung von Rücklagen -5.361.559,27 -4.438

a) 	Zuweisungen von Rücklagen -5.361.559,27 -4.438

	 aa. zu unversteuerten Rücklagen 0,00 0 

	 ab. zur Gewinnrücklage -5.000.000,00 -3.500

    ac. zur Mindestertragsrücklage -361.559,27 -938

b) 	Auflösungen von Rücklagen 0,00 0

    	ba. von unversteuerten Rücklagen 0,00 0

     bb. von Gewinnrücklagen 0,00 0

     bc. der Mindestertragsrücklage 0,00 0

     bd. von Kapitalrücklagen 0,00 0

12. Jahresgewinn 145.709,46 337

13. Gewinnvortrag 455.617,86 119

14. Gewinn-/Verlustübernahme 0,00 0

15. Bilanzgewinn 601.327,32 456
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Anhang zum Jahresabschluss der VBV-
Pensionskasse Aktiengesellschaft, Wien 
für das Geschäftsjahr vom 1.1.2013 bis 
zum 31.12.2013

I. Allgemeines

II. Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden

1. Anlagevermögen

2. Umlaufvermögen

3. Rückstellungen

Der Jahresabschluss der VBV-Pensionskasse 
Aktiengesellschaft, Wien wurde unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buch-
führung und der Generalnorm, ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln, 
aufgestellt.

Es handelt sich im Sinne des § 221 (2) UGB 
um eine mittelgroße Aktiengesellschaft. Als 
Umsatzerlöse wurden die Vergütungen zur 
Deckung der Betriebsaufwendungen um die 
Veränderungen der geschäftsplanmäßigen 
Verwaltungskostenrückstellung gekürzt an-
gesetzt.

Die Bilanzierung, die Bewertung und der Aus-
weis der einzelnen Positionen des Jahresab-
schlusses wurden nach den Vorschriften des 
Unternehmensgesetzbuches und des Pensi-
onskassengesetzes vorgenommen.

Immaterielle Vermögensgegenstände wer-
den mit den Anschaffungskosten, vermindert 
um planmäßige bzw. außerplanmäßige Ab-
schreibungen, angesetzt. Den planmäßigen 
Abschreibungen werden Abschreibungssät-
ze zwischen 20% und 33,3% zugrundegelegt.

Das Sachanlagevermögen wird zu Anschaf-
fungskosten abzüglich der bisher aufgelaufe-
nen und im Geschäftsjahr planmäßig fortge-
führten Abschreibungen bewertet.

Zur Ermittlung der Abschreibungssätze wird 
die lineare Abschreibungsmethode gewählt. 
Die Abschreibungssätze für das Sachanlage-
vermögen betragen zwischen 5% und 25%. 

Vermögensgegenstände mit Einzelanschaf-
fungskosten von weniger als EUR 400,00 wer-
den im Jahr der Anschaffung zur Gänze ab-
geschrieben.

Das Finanzanlagevermögen wird nach dem 
gemilderten Niederstwertprinzip bewertet. 
Ausschüttungsgleiche Erträge bei Invest-
mentfonds wurden aktiviert.

Außerplanmäßige Abschreibungen werden 
nach den gesetzlichen Vorschriften vorge-
nommen.
 

Die Vermögensgegenstände des Umlaufver-
mögens werden mit den Anschaffungskosten 
unter Beachtung des strengen Niederstwert-
prinzips bewertet.

Die Rückstellungen sind in der Höhe ange-
setzt, die nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung notwendig ist.

Die Berechnung der geschäftsplanmäßigen 
Rückstellungen für die nach Pensionsbeginn 
anfallenden Verwaltungskosten erfolgte nach 
der PUC-Methode und wurde vom Prüfaktu-
ar bestätigt. Im lfd. Jahr erfolgte eine Um-
stellung des Rechnungszinses auf 3,5% unter 
Berücksichtigung einer Kostensteigerung von 
1,5% p.a.. Gem. BGBL. II Nr. 381/2013, § 4 (1) 
wurde per 31.12.2013 eine Unterdeckung in 
Höhe von EUR 3.753.183,00 festgestellt. Der 
erforderliche Ausgleich der berechneten Un-
terdeckung erfolgt binnen längstens 10 Jah-
ren, somit längstens bis zum 30.12.2023. Der 
Ausgleich erfolgt jährlich mit mindestens 
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4. Verbindlichkeiten

III. Allgemeine Erläuterungen zur 
Bilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung

IV. Erläuterungen zur Bilanz

1. Anlagevermögen

2. Umlaufvermögen

3. Aktive Rechnungsabgrenzung

Verbindlichkeiten wurden mit dem Rückzah-
lungsbetrag unter Bedachtnahme auf den 
Grundsatz der Vorsicht ermittelt.

Bei der Bewertung wird von der Fortführung 
des Unternehmens ausgegangen.

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist gemäß 
dem Pensionskassengesetz gegliedert.

Mit der VBV - Betriebliche Altersvorsorge 
AG besteht ein Gruppenvertrag im Sinne des 
KStG. Die Steuerumlage beträgt 25% des zu-
gerechneten positiven Einkommens des Grup-
penmitgliedes bzw. 50% der Steuerersparnis, 
welche durch die Saldierung des allfällig zu-
gerechneten negativen steuerlichen Ergebnis 
ergibt.

Es wurden keine Geschäfte mit nahestehen-
den Unternehmen und Personen unter markt-
unüblichen Bedingungen abgeschlossen.

Hinsichtlich der Bilanzierung der Veranla-
gungs- und Risikogemeinschaften und deren 
Besonderheiten verweisen wir auf die Erläu-
terungen in den Formblättern.

Hinsichtlich der Entwicklung der einzelnen 
Positionen des Anlagevermögens und der 
Aufgliederung der Jahresabschreibung wird 
auf den Anlagenspiegel verwiesen.

Es sind keine derivative Instrumente in der 
Aktiengesellschaft im Einsatz.

Sämtliche ausgewiesene Forderungen waren 
innerhalb eines Jahres fällig.

Ausgewiesen werden Zahlungen vor dem Bi-
lanzstichtag, die die nächste Periode betref-
fen.

Im lfd. Jahr erfolgte bei der  Berechnung der 
geschäftsplanmäßigen Rückstellungen für 
die nach Pensionsbeginn anfallenden Ver-
waltungskosten  eine Umstellung des Rech-
nungszinses auf 3,5% unter Berücksichti-
gung einer Kostensteigerung von 1,5% p.a.. 
Gem. BGBL. II Nr. 381/2013, § 4 (1) wurde per 
31.12.2013 eine Unterdeckung in Höhe von 
EUR 3.753.183,00 festgestellt. Der erforderli-
che Ausgleich der berechneten Unterdeckung 
erfolgt binnen längstens 10 Jahren.

Im Geschäftsjahr 2007 wurden zwei Pen-
sionsverpflichtungen an die Pensionskasse 
übertragen. Der sich ergebende Unterschieds-
betrag wird über zehn Jahre gleichmäßig ver-
teilt aufgelöst und beträgt zum Stichtag EUR 
168.060,00.

je einem Zehntel des ursprünglichen Betra-
ges, das sind EUR 375.318,00 wobei das ers-
te Zehntel im Wirtschaftsjahr 2014, bis zum 
30.12.2014 abgebaut wird.

Rückstellungen für Abfertigungen und Pen-
sionen wurden nach versicherungsmathema-
tischen Grundsätzen erstellt. Der Berechnung 
wurden die Rechnungsgrundlagen für die 
AVÖ 2008-P (Angestellte) mit einem Rech-
nungszinsfuß von 2% p.a. zugrunde gelegt.

Die sonstigen Rückstellungen wurden dem 
Vorsichtsprinzip entsprechend gebildet.
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5. Eigenkapital

EUR %

VBV - Betriebliche 
Altersvorsorge AG 30.000.000,00 100,00

2013
 EUR

2012
EUR

Stand am 1.1. 455.617,86 118.631,24

Ausschüttung des Geschäftsjahres 0,00 0,00

Stand am 31.12. 455.617,86 118.631,24

Die versteuerte Gewinnrücklage entwickelte 
sich wie folgt:

2013
EUR

2012
EUR

Stand am 1.1. 24.000.000,00 20.500.000,00

Zuweisung freie 
Gewinnrücklage 5.000.000,00 3.500.000,00

Auflösung freie 
Gewinnrücklage 0,00 0,00

Stand am 31.12. 29.000.000,00 24.000.000,00

Das Grundkapital beträgt EUR 30.000.000,00 
und ist in 30.000.000 auf Namen lautende 
Stückaktien eingeteilt.

Der Aktionärskreis zum 31. Dezember 2013 
stellt sich wie folgt dar:

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft endet mit 
einem Bilanzgewinn von EUR 601.327,32 (im 
Vorjahr: Bilanzgewinn EUR 455.617,86).

Entwicklung des Gewinnvortrages:

In den versteuerten Gewinnrücklagen ist 
die gesetzliche Rücklage in Höhe von EUR 
3.000.000,00, die satzungsmäßige Rücklage 
mit EUR 4.500.000,00 und die freie Rücklage 
mit EUR 21.500.000,00 enthalten.
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2013
EUR

2012
EUR

Stand am 1.1. 23.960.330,10 23.022.666,38

Übertragung 0,00 0,00

Dotierung der Rücklage 194.306,50 922.654,64

Dotierung der Rücklage 
aus Auflösung der ME-
Rückstellung 167.252,77 15.009,08

Verwendung der ME-
Rückstellung 0,00 0,00

Stand am 31.12. 24.321.889,37 23.960.330,10

6. Ergänzungskapital gemäß § 7 Abs. 5 
PKG

7. Rückstellungen

31.12.2013
EUR

31.12.2012
EUR

Geschäftsplanmäßige 
Rückstellung für die 
nach Pensionsbeginn 
anfallenden 
Verwaltungskosten 86.126.829,00 76.236.878,00

Rückstellungen für 
Abfertigungen 1.444.739,00 1.224.632,00

Rückstellungen für 
Pensionen 409.103,00 370.531,00

Steuerrückstellung 0,00 0,00

sonstige Rückstellungen1) 6.165.857,00 5.949.151,00

94.146.528,00 83.781.192,00

8. Verbindlichkeiten

9. Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Das Ergänzungskapital in Höhe von EUR 
11.000.000,00 wurde im GJ 2011 in die sons-
tigen Verbindlichkeiten umgegliedert. Die Vo-
raussetzungen gem. § 7 Abs. 5 PKG wurden 
aufgrund der Restlaufzeit nicht mehr erfüllt.

Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zu-
sammen:

1) In den sonstigen Rückstellungen werden außer den Mindestertragsrück-
stellungen (202 TEUR) auch Rechts-, Prozess- u. Beratungsrückstellungen 
(2.517 TEUR) und Dienstleistungen Dritter ausgewiesen.

In den sonstigen Verbindlichkeiten ist das 
nachrangige Ergänzungskapital, das seitens 
der Gesellschaft am 02. Juni 2004 mit EUR 5 
Mio. bzw. am 17. Dezember 2004 mit EUR 6 
Mio. begeben wurde, enthalten. Die Verzin-
sung beträgt 5,58% pa. bzw. 4,90% pa.. Die 
Laufzeit wurde jeweils mit 10 Jahren festge-
legt. Nachdem die Voraussetzungen gem. § 7 
Abs. 5 PKG aufgrund der Restlaufzeit nicht 
erfüllt werden, wird das Ergänzungskapital 
(von Punkt 6) unter den nachrangigen Ver-
bindlichkeiten ausgewiesen.

Die restlichen Verbindlichkeiten weisen aus-
schließlich Restlaufzeiten unter einem Jahr 
auf und sind nicht dinglich besichert.

Die Verpflichtungen aus der Nutzung von 
Sachanlagen, die nicht in der Bilanz ausge-
wiesen sind, betragen für das folgende Ge-
schäftsjahr EUR 626.294,16 für die folgenden 
fünf Geschäftsjahre EUR 3.131.470,80.

Die Mindestertragsrücklage entwickelte sich 
wie folgt:
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4.  Aktiva der Veranlagungs- und 
Risikogemeinschaften
Durch die Novelle des Pensionskassengeset-
zes (BGBl. I Nr. 54/2012 in Kraft getreten mit 
01.01.2013) und speziell durch die Normie-
rung des §12 (6) u. (7) PKG, wurde es ermög-
licht eine Veranlagungs- und Risikogemein-
schaft (VRG) zu bilden, in welcher das Vermö-
gen der AWB/LB in mehreren Sub-Veranla-
gungsgemeinschaften (Sub-VGen) verwaltet 
wird, aber der Risikoausgleich über alle Sub-
VGen erfolgt.	
	
In der VBV-Pensionskasse AG werden derzeit 
2 solche VRGen verwaltet.
	 • VRG 100
	 mit den Sub-VGen: 102, 150, 151, 152 u. 165	
	 • VRG 200
	 mit den Sub-VGen: 211, 218 u. 254

Die restlichen VRGen finden sich in folgen-
der Struktur:
	 • VRG-Nr. 1xx = 
		  VRG ohne Mindestertragsgarantie
	 • VRG-Nr. 2xx = 
		�  VRG mit Mindestertragsgarantie bzw. 
		  Sicherheits-VRG
	 • VRG-Nr. 3xx =
		�  konsortiale VRG ohne Mindestertrags-
		  garantie, Führung durch VBV
	 • VRG-Nr. 4xx = 
		�  konsortiale VRG mit Mindestertrags-
		  garantie, Führung durch VBV
	 • VRG-Nr. 5xx =
		�  konsortiale VRG ohne Mindestertrags-
		  garantie, fremde Führung
	 • VRG-Nr. 6xx =
		�  konsortiale VRG mit Mindestertrags-
		  garantie, fremde Führung
	
Die den Veranlagungs- und Risikogemein-
schaften zugeordneten Wertpapiere werden 
gemäß § 23 Pensionskassengesetz monatlich 
sowie am Bilanzstichtag bewertet.

	
In den Aktiven Rechnungsabgrenzungen 
werden ua die Fehlbeträge aus der Umstel-
lung der Rechnungsgrundlagen ausgewiesen.
Durch die Neustrukturierung der VRGen war 
eine Vereinheitlichung der Rechnungsgrund-
lagen notwendig und es kam in einem Teil-
bestand zu einer Umstellung der Rechnungs-
grundlagen "AVÖ 1999  - P - Rechnungs-
grundlagen für die Pensionsversicherung - 
Pagler & Pagler" (in der Ausprägung für An-
gestellte) auf die Rechnungsgrundlagen "AVÖ 
1999 - P (PK) - Rechnungsgrundlagen für die 
Pensionsversicherung - Pagler & Pagler" (in 
der Ausprägung für Angestellte) mittels eines 
Fehlbetrages. Die gesetzliche Anpassung auf 
die Rechnungsgrundlagen "modifizierte AVÖ 
2008 - P (PK) erfolgte per 31.12.2008.
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VI. Sonstige Angaben

1. Personal

31.12.2013 31.12.2012

Vorstandsmitglieder 2 2

Angestellte 59 58

insgesamt 61 60

Pensionszuschuss-
zahlungen ²) 

Pensions-
rückstellung

2013 2012 2013 2012

Vorstands-
mitglieder 1) 45.007,57 44.096,70 21.838,80 21.838,80

leitende 
Angestellte 1) 35.814,70 73.926,17 34.181,20 34.181,20

andere Arbeit-
nehmer u. 
Zusagen 113.882,12 106.047,40 61.391,58 58.986,94

194.704,39 224.070,27 117.411,58 115.006,94

Die Aufwendungen für die Altersversorgung 
verteilen sich wie folgt:

Der Personalstand (Vollzeit) am Bilanzstich-
tag betrug 58 Mitarbeiter (im Vorjahr: 59).

1)	� In den Aufwendungen für die Pensionsrückstellung ist zusätzlich die 
1/10-Auflösung des Unterschiedsbetrages betreffend der Übertragung 
der Pensionsverpflichtungen in die Pensionskasse enthalten.

2)	 inkl. Pensionskassenbeiträge

VK Beiträge Dot. 
Abfertigungsrückstellung

2013 2012 2013 2012
Vorstands-
mitglieder 4.393,93 3.347,00 52.199,00 16.486,00
leitende 
Angestellte 0,00 0,00 78.756,00 59.209,00
andere 
Arbeitnehmer 17.867,76 16.446,19 96.755,00 120.485,00

22.261,69 19.793,19 227.710,00 196.180,00
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V. Erläuterungen zur Gewinn- und 
Verlustrechnung

1. Erträge und Aufwendungen der 
Pensionskasse
Die gesamten Beiträge und Vergütungen zur 
Deckung der Betriebsaufwendungen stam-
men aus Pensionskassenverträgen mit inlän-
dischen Vertragspartnern.

Die Vergütungen zur Deckung der Betriebs-
aufwendungen beinhalten im wesentlichen 
Verwaltungskosten aus laufender Beitragser-
hebung, aus der Übertragung von Deckungs-
erfordernissen, Aufnahmekosten, Auszah-
lungskosten und Vermögensverwaltungskos-
ten.

Weiters erfolgt der Ausweis der Beratungs- 
und Betreuungshonorare in den Vergütungen 
zur Deckung der Betriebsaufwendungen. 

Die Bewertung der Finanzanlagen wird mo-
natlich sowie am Bilanzstichtag durchgeführt.

In den sonstigen Erträgen wird überwiegend 
die Auflösung der Rückstellungen ausgewie-
sen.

Darüber hinaus wurde eine Rückstellung für 
erwartete Unterschreitungen des Mindes-
tertrages in den Folgejahren in Höhe von  
EUR 202.000,00 gebildet. Als Berechnungs-
grundlage für die Folgejahre wurden die Ver-
anlagungserträge 2013 und fortlaufend die 
stochastisch erwarteten Renditen anhand des 
Risikomanagementsystems angesetzt und mit 
3% diskontiert.

Angaben gem § 237 Z 14 UGB: Die Aufwen-
dungen für den Abschlussprüfer für das Jahr 
2013 betragen für die Prüfung des Jahresab-
schlusses TEUR 152. Es wurden keine Bera-
tungsleistungen in Rechnung gestellt.

Die Veränderung der Mindestertragsrückstel-
lung wird im a.o. Ergebnis bzw. in den Rück-
lagenveränderungen der Mindestertragsrück-
lage dargestellt.

Die Steuern vom Einkommen und Ertrag ent-
halten Körperschaftsteuer aus einer Steuer-
umlage in Höhe von EUR 1.992.430,00.

Der Jahresüberschuss beträgt EUR 
5.507.268,73 (im Vorjahr: Jahresüberschuss 
EUR 4.774.650,34). Nach Berücksichtigung 
der Rücklagenveränderungen wird ein Jah-
resgewinn in Höhe von EUR 145.709,46 (im 
Vorjahr: EUR 336.986,62) ausgewiesen.

Die durchschnittliche Dienstnehmerzahl be-
trug

Eine weitere Mitarbeiterin, die für die Gesell-
schaft tätig ist, ist Angestellte der Erste Group 
Bank AG.

Per 31.12.2013 waren 64 Mitarbeiter (11 Teil-
zeitkräfte und 1 Angestellte der Erste Group 
Bank AG) und 2 Vorstände beschäftigt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhielten im 
Jahr 2013 für ihre Tätigkeit für die Gesell-
schaft keine Bezüge. 

Die Aufwendungen für die BV-Kassenbeiträ-
ge und die Abfertigungen nach Anwendung  
der AVÖ 2008-P (Angestellte) verteilen sich 
wie folgt:
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2. Organe der VBV-Pensionskasse AG
Mitglieder des Vorstandes

Karl Timmel                                                     Vorsitzender

Mag. Günther Schiendl

Mitglieder des Aufsichtsrates

Mag. Markus Posch                                        Vorsitzender

Dkfm. Hans Raumauf                                 1. Stellvertreter

Mag. Dr. Karl Heinz Setinek                       2. Stellvertreter

Mag. Christian Heidrich                             3. Stellvertreter

Michael Angerer Mag. Adolf Lehner

DI Stefan Dörfler Dr. Günther Puchtler

Dr. Alexandra Grabner Mag. Frederick Robertson

Mag. Gebhard Graf Franz Schön

Christian Haslinger Mag. Klaus Stöger

Dr. Judit Havasi Mag. Wolfgang Traindl

Erika Hegmala Mag. Josef Trawöger

Wolfgang Heinzl Dr. Josef Weißl

DI Thomas Jaklin Peter Weller

Mag. Andreas Lachs

Prokuristen

Mag. Michaela Attermeyer Barbara Tröstl

Martin Cerny Ing. Mag. Martin A. Vörös, MBA

Rainer Köpplinger
(Aktuar gemäß § 20a PKG)

Mag. Dagmar Wagner

Mag. Thomas Widermann

Mag. Rudolf Simader Mag. Werner Zarbach

Ersatzmitglieder des Aufsichtsrates

Mag. Johann Ellersdorfer Andreas Strasser

Dr. Jörg Hofer Dr. Gerhard Weber

Dr. Walter Steinbach

Durch den Bundesminister für Finanzen wur-
den Herr Sektionschef Mag. Gerhard Zotter 
zum Staatskommissär und Herr Amtsdirektor 
Erwin Gruber zum Staatskommissär-Stellver-
treter bestellt.

Herr Michael Waiss war für alle Veranla-
gungs- und Risikogemeinschaften im Ge-
schäftsjahr 2013 Prüfaktuar gemäß § 21 PKG.

Bei Mitgliedern des Vorstandes haften am 31. 
Dezember 2013 keine Vorschüsse und Kredi-
te aus.

Bei Mitgliedern des Aufsichtsrates haften am 
31. Dezember 2013 keine Vorschüsse und Kre-
dite aus.

Haftungen für Mitglieder des Vorstandes und 
des Aufsichtsrates bestanden am 31. Dezem-
ber 2013 nicht.

Die Gesellschaft gehört zum Konzern der VBV 
- Betriebliche Altersvorsorge AG.

Wien, am 05. Mai 2014	

Mag. Günther SchiendlKarl Timmel



42 43

AN
LA

GE
-

SP
IE

GE
L

ANLAGESPIEGEL

ENTWICKLUNG DES ANLAGEVErmögens

der VBV-Pensionskasse Aktiengesellschaft, Wien 

Anschaffungskosten
Herstellungskosten

Stand  
1.1.2013 Zugänge Abgänge

Umbuchungen
ins

Umlaufvermögen

Anschaffungskosten
Herstellungskosten

Stand  
31.12.2013

kumulierte Abschreibungen
  31.12.2013

Buchwert
31.12.2013

Buchwert
01.01.2013

Zuschreibungen
des Geschäftsjahres

Abschreibungen
des GeschäftsjahresAnlageposition

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Konzessionen und ähnliche Rechte 7.728.467,78 710.013,47 0,00 0,00 8.438.481,25 -6.257.040,25 2.181.441,00 1.916.015,00 0,00 -444.587,47

7.728.467,78 710.013,47 0,00 0,00 8.438.481,25 -6.257.040,25 2.181.441,00 1.916.015,00 0,00 -444.587,47

II. Sachanlagen

1. �andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung

    geringwertige Wirtschaftsgüter
1.452.797,66 58.002,37 -111.566,61 0,00 1.399.233,42 -1.121.036,32 278.197,10 356.284,10 0,00 -135.646,37

2. �geleistete Anzahlungen und 
Anlagen in Bau 22.200,00 0,00 -22.200,00 0,00 0,00 0,00 0,00 22.200,00 0,00 0,00

1.474.997,66 58.002,37 -133.766,61 0,00 1.399.233,42 -1.121.036,32 278.197,10 378.484,10 0,00 -135.646,37

III. Finanzanlagen

4. Sonstige Darlehen und Kredite 11.665.332,00 1.530.000,00 -100.000,00 0,00 13.095.332,00 -332,00 13.095.000,00 11.665.000,00 0,00 0,00

5. Schuldverschreibungen 126.226.198,75 33.042.223,12 -12.463.210,00 0,00 146.805.211,87 -48.605,00 146.756.606,87 126.115.152,65 95.071,10 -32.630,00

6. Aktien 2.267.191,85 0,00 -32.027,25 -2.235.164,60 0,00 0,00 0,00 2.295.114,25 0,00 0,00

140.158.722,60 34.572.223,12 -12.595.237,25 -2.235.164,60 159.900.543,87 -48.937,00 159.851.606,87 140.075.266,90 95.071,10 -32.630,00

149.362.188,04 35.340.238,96 -12.729.003,86 -2.235.164,60 169.738.258,54 -7.427.013,57 162.311.244,97 142.369.766,00 95.071,10 -612.863,84   
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BESTÄTIGUNGSVERMERK
Bericht zum Jahresabschluss

Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der

VBV-Pensionskasse Aktiengesellschaft,
Wien,

für das Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2013 bis zum 31. Dezember 2013 unter Einbeziehung der 
Buchführung geprüft. Dieser Jahresabschluss umfasst die Bilanz zum 31. Dezember 2013, die 
Gewinn- und Verlustrechnung für das am 31. Dezember 2013 endende Geschäftsjahr sowie den 
Anhang.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und die Buchführung

Die gesetzlichen Vertreter sind für die Buchführung sowie für die Aufstellung und den Inhalt ei-
nes Jahresabschlusses verantwortlich, der ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmens-
rechtlichen Vorschriften vermittelt. Diese Verantwortung beinhaltet: Gestaltung, Umsetzung 
und Aufrechterhaltung eines internen Kontrollsystems, soweit dieses für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses und die Vermittlung eines möglichst getreuen Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft von Bedeutung ist, damit dieser frei von wesentlichen Fehldar-
stellungen, sei es auf Grund beabsichtigter oder unbeabsichtigter Fehler, ist; die Auswahl und 
Anwendung geeigneter Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden; die Vornahme von Schätzun-
gen, die unter Berücksichtigung der gegebenen Rahmenbedingungen angemessen erscheinen.

Verantwortung des Abschlussprüfers und Beschreibung von Art und Umfang der gesetzli-
chen Abschlussprüfung

Unsere Verantwortung besteht in der Abgabe eines Prüfungsurteils zu diesem Jahresabschluss 
auf der Grundlage unserer Prüfung. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung der in Öster-
reich geltenden gesetzlichen Vorschriften und Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung 
durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern, dass wir die Standesregeln einhalten und die Prüfung 
so planen und durchführen, dass wir uns mit hinreichender Sicherheit ein Urteil darüber bilden 
können, ob der Jahresabschluss frei von wesentlichen Fehldarstellungen ist.

Eine Prüfung beinhaltet die Durchführung von Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prü-
fungsnachweisen hinsichtlich der Beträge und sonstigen Angaben im Jahresabschluss. Die Aus-
wahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprüfers unter 
Berücksichtigung seiner Einschätzung des Risikos eines Auftretens wesentlicher Fehldarstel-
lungen, sei es auf Grund von beabsichtigten oder unbeabsichtigten Fehlern. Bei der Vornahme 
dieser Risikoeinschätzung berücksichtigt der Abschlussprüfer das interne Kontrollsystem, so-
weit es für die Aufstellung des Jahresabschlusses und die Vermittlung eines möglichst getreuen 
Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft von Bedeutung ist, um unter 
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen geeignete Prüfungshandlungen festzulegen, nicht 

45

BE
ST

ÄT
IG

UN
GS

-
VE

RM
ER

K

jedoch um ein Prüfungsurteil über die Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft 
abzugeben. Die Prüfung umfasst ferner die Beurteilung der Angemessenheit der angewandten 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden und der vom gesetzlichen Vertreter vorgenommenen 
wesentlichen Schätzungen sowie eine Würdigung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses.

Wir sind der Auffassung, dass wir ausreichende und geeignete Prüfungsnachweise erlangt ha-
ben, sodass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil darstellt.

Prüfungsurteil

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. Auf Grund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss nach unserer Beurteilung den gesetzlichen 
Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen in der Satzung und vermittelt ein mög-
lichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2013 
sowie der Ertragslage der Gesellschaft für das Geschäftsjahr vom 1. Jänner 2013 bis zum 31. 
Dezember 2013 in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung.

Aussagen zum Lagebericht

Der Lagebericht ist auf Grund der gesetzlichen Vorschriften darauf zu prüfen, ob er mit dem Jah-
resabschluss in Einklang steht und ob die sonstigen Angaben im Lagebericht nicht eine falsche 
Vorstellung von der Lage der Gesellschaft erwecken. Der Bestätigungsvermerk hat auch eine 
Aussage darüber zu enthalten, ob der Lagebericht mit dem Jahresabschluss in Einklang steht 
und ob die Angaben nach § 243 UGB zutreffen.

Der Lagebericht steht nach unserer Beurteilung in Einklang mit dem Jahresabschluss. Die An-
gaben gemäß § 243 UGB sind zutreffend.

Wien, am 05. Mai 2014

BDO Austria GmbH
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft

gez.:

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses mit unserem Bestätigungsvermerk darf nur in der von uns bestätigten 
Fassung erfolgen. Dieser Bestätigungsvermerk bezieht sich ausschließlich auf den deutschsprachigen und vollständigen Jahresab-
schluss samt Lagebericht. Für abweichende Fassungen sind die Vorschriften des § 281 Abs 2 UGB zu beachten.

Mag. Josef Schima
Wirtschaftsprüfer

Mag. Andreas Thürridl 
Wirtschaftsprüfer
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BERICHT DES AUFSICHTSRATES

Mag. Markus Posch
Vorsitzender des Aufsichtsrates
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Bei personenbezogenen Bezeichnungen 
wurde aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
die männliche Bezeichnung gewählt. 
Selbstverständlich beziehen sich diese auch 
auf das weibliche Geschlecht.

Wir haben den Geschäftsbericht mit 
größtmöglicher Sorgfalt erstellt und die Daten 
überprüft. Rundungs-, Satz- oder Druckfehler 
können dennoch nicht ausgeschlossen werden.

Druck
Druckerei Bösmüller
Obere Augartenstraße 32, 1020 Wien

Fotos
iStockphoto 
Fotos Mitarbeiter VBV: Clemens Bauer (Seite 7)
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Der Aufsichtsrat wurde im Geschäftsjahr 2013 
regelmäßig durch schriftliche und mündliche 
Berichte des Vorstandes über den Gang der 
Geschäfte und die Lage der Gesellschaft infor-
miert. Zwischen dem Vorstand und dem Auf-
sichtsrat bestand wie schon in der Vergan-
genheit eine offene und intensive Kommu-
nikation und der Aufsichtsrat wurde zeitnah 
und umfassend über alle relevanten Aspekte 
der Geschäftsentwicklung informiert. Im Ge-
schäftsjahr 2013 fanden fünf Aufsichtsrats-
sitzungen statt, in denen der Aufsichtsrat die 
ihm nach Gesetz und Satzung obliegenden 
Aufgaben wahrgenommen hat. Weiters hat 
der Prüfungsausschuss zweimal getagt und 
sich dabei mit den ihm durch das Unterneh-
mensrechts-Änderungsgesetz zugewiesenen 
Aufgaben, insbesondere mit der Vorberei-
tung der Beschlussfassung über den Jahres-
abschluss befasst. Im Rahmen seiner gesam-
ten Tätigkeit konnte sich der Aufsichtsrat von 
der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
überzeugen.

Die Prüfung des vorliegenden Jahresabschlus-
ses über das Geschäftsjahr 2013, des Lage-
berichtes des Vorstandes sowie der Rechen-
schaftsberichte der Veranlagungs- und Risi-
kogemeinschaften wurde durch den mit Be-
schluss der 22. ordentlichen Hauptversamm-
lung vom 13. Juni 2012 für das Geschäfts-
jahr 2013 bestellten Abschlussprüfer, die BDO 
Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft, vorgenommen. 
Die Prüfung des Abschlussprüfers hat nach 
ihrem abschließenden Ergebnis keinen Anlass 
zu Beanstandungen gegeben, sodass der Jah-
resabschluss mit dem uneingeschränkten Be-
stätigungsvermerk versehen wurde.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand auf-
gestellten und vom Abschlussprüfer geprüf-
ten Jahresabschluss über das Geschäftsjahr 
2013 und den Lagebericht sowie die Rechen-
schaftsberichte der Veranlagungs- und Risi-
kogemeinschaften eingesehen und geprüft.

Als Ergebnis dieser Prüfung und unter Zu-
grundelegung der Feststellungen im übermit-
telten Prüfungsbericht des Abschlussprüfers 
hat sich der Aufsichtsrat von der Ordnungs-
mäßigkeit und sachlichen Unbedenklichkeit 
überzeugt und den Jahresabschluss 2013 ge-
billigt. Der Jahresabschluss zum 31. Dezem-
ber 2013 ist damit gemäß § 96 Abs. 4 des Ak-
tiengesetzes festgestellt.

Dem Vorschlag des Vorstandes über die Ver-
wendung des Jahresergebnisses schließt sich 
der Aufsichtsrat an und beantragt eine Be-
schlussfassung der Hauptversammlung in 
diesem Sinne.

Überdies hat der Aufsichtsrat in den zur Ver-
fügung gestellten Prüfbericht des Prüfak-
tuars Einsicht genommen und festgestellt, 
dass nach der versicherungsmathematischen 
Überprüfung der Veranlagungs- und Risiko-
gemeinschaften jeweils ein uneingeschränk-
ter Vermerk gemäß § 9 Abs. 6 der Prüfaktuar-
Prüfberichtverordnung zuerkannt wurde.

Der Aufsichtsrat dankt abschließend dem 
Vorstand und den Mitarbeitern für ihre Ar-
beit im abgelaufenen Geschäftsjahr.

Wien, im Mai 2014
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